Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


NT. 84. 


e 6791.) Verordnung, betreffend den Ynfah und die Erhebung der Gerichten 1 As a 7 
der Gebühren der Notare und Rechtsanwalte in den Herzogthün zern we , 
Holſtein und Sch 8 Vom 30. Auguſt 1867. 
. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für das Gebiet der Herzogthümer Holſtein und Se an den 
Antrag Unjeves Staatsminiſteriums, was folgt: 


8 
Das Gesch r vom 10. Mai 1851., betreffend den Ansatz und die Erhebung ee. 
15 F (Geſetz-Samml. S. 622.), nebſt dem dazu gehörigen Ta⸗ 
up, un 
das Geſetz vom 9. Mai 1851., betreffend 5 den Juſtizbeamten für die 
bass gerichtlicher Gef 5 außerhalb der ordentlichen Gerichtsſtelle zu be⸗ 
wi S 019 Diäten, Reiſekoſten und Kommiſſionsgebühren (Geſetz-Samml. 
ſowie 


die dieſe Geſetze und den ei erläuternden, ergänzenden und e f 
Bestimmungen, 


treten vom 1. September 1 J. ab in den Herzogthümern Holſtein und 
Schleswig i in Wirkſamkeit, jedoch mit den nachſtehenden Abänderungen, beziehungs- 
wie Einſchränkungen. 


$ 2. 
Statt 8. 16. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: 


Wo der Tarif nicht ausdrücklich die Erhebung von Stempelbeträgen an⸗ 
ordnet, findet eine ſolche nicht ſtatt. 
Wo in den Gerichtskoſtengeſetzen auf das Stempelgeſetz verwieſen worden 
it, find. die entſprechenden Beſtimmungen der Verordnung über die a 
der Stempelſteuer vom 7. Auguſt 1867. maaßgebend. 
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Ausgegeben zu Berlin den 5. September 1867. 


Die Stempelbeträge/ deren Erhebung der Tarif (§. 24. Nr. 1.) beibehäl 
werden wie Gerichtskoſten verrechnet und auch in allen übrigen Beziehungen, 
insbeſondere bei Anwendung der Vorſchriften SS 4. bis 6. des Geſetzes vom 
10. Mai 1851., als Gerichtskoſten behandelt. Ein Verbrauch von Stempel 
material in den bei den Gerichtsbehörden zu bearbeitenden Angelegenheiten finde 


nicht ſtatt. 


f 5 §. 3. 
Statt F. 18. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: 


Eine ausſchließliche oder auch nur theilweiſe Anweiſung der richterlichen 
Beamten und der Boten und Exekutoren auf ſelbſtverdiente Gebühren ſtatt der 
Beſoldung findet nicht ſtatt. | 

x Dagegen find die Minifter der Finanzen und der Juſtiz ermächtigt, zu 
beſtimmen, daß den Büreaubeamten bei den Kreis⸗ und Amtsgerichten die Kal⸗ 
ee e ſowie gegen die Verpflichtung zur Remunerirung der erforde 
lichen Gehülfen und Schreiber und zur Beſtreitung der Büreaukoſten ein Theil 


von den Gerichtskoſten als ein neben der fixirten Beſoldung zu beziehendes, 
der Penſionirung jedoch nicht anrechnungsfähiges Einkommen angewieſen werden. 


Der F. 19. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. findet keine Anwendung. 


8 5. 

Statt $. 21. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: i 5 
Wenn in einer am 1. September d. I. noch nicht beendigten Recht 
angelegenheit Koſten oder Stempel bereits theilweiſe in Anſatz gekommen ſin 
ſo kommt deren Betrag auf die nach dem Tarif zu liquidirenden Koſten in u 
zug; in den am 1. September d. J. noch nicht beendigten Civilprozeſſen kom 
der Tarif nur inſofern zur Anwendung, als das Verfahren in der Inſtanz / für 
welche die Koſten in Anſatz zu bringen find, in die nach der Verordnung über 
das Verfahren in laden vom 24. Juni d. J. (Geſetz⸗Samml. ©. 885.) 
vorgeſchriebenen Formen umzuleiten geweſen iſt. „ 


er 6. 6. 5 
Die Vorbemerkung Nr. III. des Tarifs bleibt außer Anwendung. 


| REN 
Statt $. 10. des Tarif? . 3 
Der Satz Artikel 7. A. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. wird erhoben für 
die Verhandlung über die cessio bonorum, für das auf Erkennung des Kon⸗ 
kurſes gerichtete Verfahren, ingleichen für die Verhandlungen, welche durch da 
nach erkannter Subhaſtation erlaſſene Proklama veranlaßt werden, wenn ind 


Forderungen der dabei betheiligten Gläubiger berechnet. f 
Wenn gegen das Erkenntniß ein Rechtsmittel eingelegt wird, ſo kommen 
für die Verhandlung und Entſcheidung darüber die nämlichen Sätze wie im ge⸗ 
wöhnlichen Prozeſſe zur Anwendung. 


re ben der Konkurs erkannt wird. Derfelbe wird nach f dem Geſammtbetrage a 


; $. 8. i 
Statt Artikel 12. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. und $. 11. des Tarifs: 
A. Für die Subhaſtation von Immobilien wird erhoben: ; 


1) für das ganze Verfahren, insbeſondere für Erlaß des Proklama 
und die dadurch veranlaßten Verhandlungen — wenn in Folge 
derſelben nicht auf Konkurs erkannt wird — einſchließlich der aus 
dem Schuld- und Pfandprotokolle zu ertheilenden Extrakte bis zur 
Abfaſſung der Adjudikationsakte, dieſe ausgeſchloſſen: 5 8 

a) von dem Betrage bis 100 Rthlr. einſchließlich von jedem 
Thaler: 14 Sgr., a 
b) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. einſchließlich von je 
10 Rthlr.: 73 Sgr., a a 
e) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 
15 Sgr., i 
d) 1 15 Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
gr. „ 8 
e) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 5 Sgr., 
29 für eine fortgeſetzte Subhaſtation nach ſchon abgehaltenem Lizita⸗ 
tionstermine 3 des ganzen Satzes zu J. f 

3) für die Adjudikations⸗Akte und alle auf Grund derſelben zu erlaſſende 
Verfügungen, ausſchließlich der die Erhebung und Vertheilung der 
Kaufgelder betreffenden: er 

a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 7 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.. 
4 Sgr. / 5 


e) von dem Mehrbetrage bis 10,000 Rthlr. von je 200 Rthlr.: i 


24 Rthlr. / 
d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 1 Rrhlr., 

4) für die Erhebung und Vertheilung der Kaufgelder einſchließlich der 
hierdurch veranlaßten Ausfertigungen, jedoch ausſchließlich der Proto⸗ 
kollirung etwaiger Kaufgelder⸗Rückſtände: 

a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 8 Sgr., 
bh) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.- 

SR 2, Sgr. | 
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e) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rthl 
15 Sgr. 1 
d) von dem Mehrbetrage von je 200 Rthlr.: 72 Sgr. \ 


Wenn in einem und demſelben Verfahren mehrere Grundſtücke 
zur Subhaſtation geſtellt werden, fo find die Sätze zu 3. nach dem 
Meiſtgebote von jedem Grundſtücke, welches nicht als Pertinenz eines 
anderen oder mit andern in einer Summe verkauft wird, beſonders zu 
berechnen, die Sätze zu 1., 2. und 4. dagegen nach dem Geſammt⸗ 
betrage der Meiſtgebote. Erreicht das Meiſtgebot nicht 3 des Taxwerths, 
fo iſt bei Berechnung der Sätze zu 1., 2. und 3. dieſer Bekrag — 
des Taxwerths — zu Grunde zu legen. Soweit in dem letzteren 
Falle das Kaufgeld zur Berichtigung der aus der Maſſe vorweg zu 
entnehmenden, durch Koſtenvorſchuß nicht gedeckten Koſten unzureichend 
iſt, bleibt der Käufer für den überſchießenden Betrag derſelben verhaftet. 


. Für die Zurückweiſung eines Antrages auf Subhaſtation von Immobilien 
oder für die Zurücknahme deſſelben wird der Satz Artikel 5. A. des Ge 
ſetzes vom 9. Mai 1854. nach dem Betrage der Forderung des Extra⸗ 
henten, im Falle jedoch die Zurücknahme des Antrages nach dem Abgang 
des Proklama erfolgt, die Hälfte des Satzes zu 1. nach dem Betrage 
der Forderungen erhoben, wegen welcher die Subhaſtation erkannt wur 


Wenn ſchon vor Einleitung der Subhaſtation oder doch vor Beendigung 
derſelben auf Konkurs erkannt worden iſt, und demgemäß die Kaufgelder 
zur Konkursmaſſe eingezogen werden, ſo bleibt die Anwendung des Satzes 
u 4. ausgeſchloſſen, wohingegen die Sätze zu 2. und 3. in den vollen 
Beträgen, der Satz zu 1. aber nur zur Hälfte, erhoben werden. 5 


| 9 0 
Statt des Geſetzes vom 15. März 1858. und des §. 12. des Tarifs: 
A. In Konkursprozeſſen wird erhoben: 


J) Für das Verfahren zur Feſtſtellun 
dem Profitenden keine Koſten zu er 


bundenen Beweiſesaufnahme außerdem noch der Satz Artikel 9. 
a. a. O. Wird nur über das Vorrecht bei dem Konkursgericht ge 
ſtritten, ſo iſt der e b als unſchätzbar anzunehmen, ſo⸗ 

Be } 


fern die Forderung den Betrag von 60 Thalern überfteigt. 

In den durch die Konkurseröffnung ſuspendirten Spezial, 
prozeſſen find die Koſten nach den Sätzen Artikel 7. A. des Geſetzes 
vom 9. Mai 1854. und im Falle einer ſtattgefundenen Beweiſes⸗ 


aufnahme nach den Sätzen Artikel 9. a. a. O. zu erheben, jedoch 
auf die für das Juſtifikationsverfahren zu liquidirenden Koſten in 
Anrechnung zu bringen. a 


2) Wenn gegen das Prioritäts⸗Erkenntniß oder die Liquidations⸗Akte 
(Diſtributivbeſcheid) ein Rechtsmittel eingelegt wird, fo kommen für 
die Verhandlung und Entſcheidung deſſelben die nämlichen Sätze 
wie in gewöhnlichen Prozeſſen zur Anwendung. 


3) Für die Konſtituirung der Paſſivmaſſe im Allgemeinen einschließlich 
des Prioritäts⸗Artheils und deſſen Publikation find zu erheben: von 
dem Betrage der nach en der Vindikanten und Separatiſten 
unter die Konkurs⸗ und Maſſegläubiger zu vertheilenden Maſſe, 

a) von dem Betrage bis zu 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 
e f 
b) von dem Mehrbetrage bis zu 2000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
25 Rthlr., 
e) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
I Rthlr., 8 
d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 15 Sgr. 


4) Für die Konſtituirung der Aktivmaſſe einſchließlich der Depoſital⸗ 
verwaltung, der Liquidations⸗Akte und der Abnahme von Mani⸗ 
feſtations- und Perzeptions⸗Eiden, jedoch ausſchließlich der Koſten 
der Auktion, wird der Satz zu 3. von demjenigen Betrage der 
Maſſe erhoben, welcher den Koſtenſätzen für Sequeſtrationen ($. 13. 
des Tarifs) oder Subhaſtationen (F. 8. C. dieſer Verordnung) nicht 
zu unterwerfen iſt. f 


Wenn der Konkurs durch Vergleich oder Verzicht beendigt wird, ſo 
kommen, im Falle das Prioritäts⸗Urtheil noch nicht erlaſſen worden 
iſt, die Sätze zu 3. und 4. nur zur Hälfte, nach Erlaß des Prio⸗ 
ritäts⸗Urtheils, jedoch vor Aufnahme der Liquidationsakte neben den 
vollen Sätzen zu 3., die Sätze zu 4. nur zur Hälfte in Anwendung. 


Die Beſtimmungen in Artikel 10. Alinea 1. des Geſetzes vom 
9. Mai 1854. find auch bei Konkursprozeſſen maaßgebend. 


Der bei Anwendung der Koſtenſätze zu 3. und 4. in Betracht 
kommende Theil der Aktivmaſſe wird nach dem Erlöſe der bereits 
verkauften Gegenſtände oder eingezogenen Forderungen berechnet. 
Unveräußerte Gegenſtände kommen nach dem Taxwerthe, Aktiv⸗ 
forderungen nach dem Nennwerthe, Kreditpapiere, Fonds und 
Effekten nach dem Kurſe am Tage der Koſtenberechnung in An⸗ 
ſchlag. Forderungen, deren Uneinziehbarkeit feſtſteht, bleiben außer 
Berechnung. Der Taxwerth der zur Maſſe gehörigen Immobilien 
kommt in dem Falle zu 5., bei den Koſtenſätzen zu 4. ſelbſt dann 
nicht in Betracht, wenn die Subhaſtation dieſer Immobilien 155 
8 En nicht 


nicht eingeleitet worden iſt und deshalb Koſten gemäß H. 8. dieſ 
| Verordnung nicht zu erheben ſind. VVV 
B. Für die Erlaſſung des Proklama zur Ausmittelung des Schuldenbeſtandes 
eines Nachlaſſes kommt der Satz $. 9. des Tarifs zur Anwendung, 
dabei iſt das Objekt wie bei unſchätzbaren Gegenſtänden zu beſtimmen, 
wenn die Aktivmaſſe den Betrag von 60 Thalern überſteigt. 5 
Die Koſten dieſes Verfahrens bleiben außer Anſatz, wenn vor 
Ablauf der Präkluſionsfriſt über den Nachlaß Konkurs eröffnet wird 
Fiour die Zulaſſung der Reſtitution seen die erfolgte Ausſchließung 
wird der 12 fache Betrag des Satzes Artık 
9. Mai 1854. ohne Beſchränkung auf ein Minimum von dem Reſtitu-⸗ 
tionsſucher erhoben. i 1 5 


. f 
Zu Artikel 15. des Geſetzes vom 9. Mai 88 
Für zurückgewieſene oder zurückgenommene Geſuche, welche ſich auf die 
bei dem Schuld- und Pfandprotokolle vorkommenden Geſchäfte beziehen, wird 
die Hälfte der im F. 12. dieſer Verordnung beſtimmten Sätze erhoben, inſofern 
dieſe geringer ſind, als die im Artikel 15. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. vor- 
geſchriebenen Sätze, jedoch nicht unter 22 Sgr. f „ 


a f N 
Statt $. 22. des Tarifs: 5 
Für die Errichtung von Familienſtiftungen und Familienſchlüſſen, für di 
Aufnahme von Erbverträgen und vor Gericht und Zeugen zu Protokoll erklär 
ten letztwilligen Verordnungen, einſchließlich der bei Vornahme dieſes Aktes bi 
wirkten Annahme derſelben und der gerichtlichen Aufbewahrung, werden die S 
$. 16. des Tarifs doppelt, für die Beurkundung einer ſchriftlich abgefaßten let 
willigen Verordnung, einſchließlich der bei der Vornahme dieſes Aktes bewir 
Annahme derſelben und gerichtlichen Aufbewahrung, für die Annahme und Au 
bewahrung verſchloſſen übergebener letztwillige Dispositionen die Sätze des g, 
des Tarifs einfach erhoben. Für die Publikation und Ausfertigung letztwillige 
Dispoſitionen und Erbverträge werden die Sätze $. 16. des Tarifs beſonde 
erhoben. 5 f N 
0 Für die bloße Zurückgabe und Zurücknahme letztwilliger Dispofitionen | 
die Hälfte dieſes Satzes erhoben. ; . 5 a 


| F. 12. 
Statt Abſchnitt 2. Nr. IIL.S$. 25. bis 32. des Tarifs: 


A. 1) Für die Umſchreibung eines Realfoliums auf den Namen eines nachf 
genden Eigenthümers, für die Anlegung eines neuen Realfoliums u 
1105 die auf einem bereits vorhandenen Realfolium bewirkte Zuſchreibung 


rtikel 5. A. des Geſetzes vom 


ee 


eines oder mehrerer Grundſtücke, einschließlich der dadurch veranlaßten 
Abſchreibungen und Uebertragung von Protokollaten, ſowie aller ſonſt 
dabei vorkommenden Nebengeſchäfte iſt zu erheben: b 8 


a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 25 Rthlr.: 5 Sgr. j 


| e) von dem Mehrbetrage von je 500 Athlr.: 72 Sgr. 


Der Werth mehrerer Grundſtücke, über welche das Folium lautet, 
oder für welche ein neues Folium angelegt wird, oder welche gleichzeitig 
auf ein anderes Folium übertragen werden, wird bei Anwendung dieſer 

Sätze zuſammengerechnet. ö 

Für ein, der Anlegung eines neuen Realfoliums voraufgehendes 
Proklama kommen außerdem die Koſten nach $. 9. des Tarifs nach den 
dort für Aufgebots⸗ und Amortiſationsſachen bezeichneten Grundſätzen 
zur Erhebung. N N 8 

2) Für die Umſchreibung eines Namenfoliums auf den Namen eines Drit⸗ 
ten wird nach dem Betrage der darauf eingetragenen, noch wachenden 
Protokollate die Hälfte der einfachen Sätze zu B. 1., jedoch nicht unter 
5 Sgr. und nicht über 3 Rthlr. erhoben, 


B. J) Für die Eintragung eines Pfandrechts bei dem Realprotokolle und der | 

ö darüber auf dem Dokument ausgeſtellten Beſcheinigung und aller dabei 
vorkommenden Nebengeſchäfte iſt zu erheben: 

a) von dem Betrage bis zu 5 Rthlr.: 5 Sgr., 
b) von dem Betrage bis zu 200 Rthlr. von je 25 Rthlr.: 73 Sgr. 
e) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 72 Sgr., 
ch von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlr.: 15 Sgr., | 
und gleichzeitig die Hälfte dieſer Sätze für die künftige Delirung. 

2) Für die Eintragung eines Pfandrechts bei dem Namenprotokoll und alle 
dabei vorkommenden Nebengeſchäfte einschließlich der künftigen Delirung 
wird die Hälfte des einfachen Satzes zu B. 1. erhoben, jedoch nicht 
unter 5 Sgr. N 8 

3) Für die Schließung eines Foliums kommt — neben den Koſten für den 
hierauf gerichteten richterlichen Befehl (Artikel 10. Alineg 2. des Geſetzes 
vom 9. Mai 1854. und F. 9. des Tarifs) — der Koſtenſatz K. Nr. 2. 
nach dem Werthe des Anſpruches zur Hebung, zu deren Sicherung 

dieſe Maaßregel eintritt. 


C. Wenn ein in dem Schuld- und Pfandprotokoll bereits eingetragenes 
Protokollat in demſelben zu wiederholten Malen protokollirt wird, ſo 
ſind für die zweite und jede beſondere Eintragung nur die Hälfte der 
Koſten en erheben. a ; 

enn der Werth der Grundſtücke, auf welche die weitere Ein⸗ 


2 


N 
Be: N 
an 
4 3 
. 


N G. 6701) tra⸗ 


b) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 5 Sgr. 


tragung 16 5 bezieht geringer iſt als der Gegenſtand des Protokol 
fo tft nur jener als Maaßſtab für den K ſtenanſatz anzunehmen. 


„Für die Ertheilung eines vollſtändigen Protokoll⸗Extraktes und für d 
Erneuerung von mortifizirten Dokumenten wird der Satz zu A. Ni 

erhoben; für die Ertheilung eines nicht vollſtändigen Protokoll⸗Extrakt 
hingegen ein Drittel des einfachen Satzes zu B. 1., jedoch nicht unt 
27 Sgr. und nicht über 2 Rthlr. 5 a 


„Für die in das Nebenbuch, aufzunehmenden Abfchriften von den Urkunden, 
auf welche ſich die in dem Hauptbuche bewirkten Eintragungen gründen, 

ſind, ſobald dieſelben mehr als vier geſchriebene Bogen 12 0 für 
jeden 1 auch nur angefangenen Bogen zuſätzlich 5 Sgr. 
zu erheben. 


„In allen Fällen, wo die Führung der Realfolien nicht auf ausdrücklichen, 
geſetzlichen Anordnungen, ſondern nur auf der Gerichtspraxis beruht, ind 
die für die Führung der Namenfolien an eordneten Koſtenſätze zu erheben. 
Für die bei der Führung des Schuld⸗ und Pfandprotokolls etwa 
aufzunehmenden, im Abſchnitt 2. unter II. des Tarifs h. 16. ff. bezei 
neten Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit werden die dort beſtimmten 
Koſtenſätze beſonders erhoben. Dagegen iſt durch die Sätze ad A. bis E 
nicht nur der Ausfertigungs⸗ und Protokollſtempel, ſondern auch den 
Geſuchsſtempel gedeckt (vergl. $. 2. dieſer Verordnung). N 
Die Prokokollirung und Delirung der Vormundſchaft auf d 
Folium des Vormundes tft koſtenfrei. ö f i ö 


Ss 


Zu H. 41. des Tarifs: f 


Die Zuordnung von Geſchlechtskuratoren erfolgt koſtenfrei. 
Beſtellung ſolcher Vormünder, welche einer die Güter emeinſchaft 
den minderjährigen Kindern fortſetzenden Wittwe als Aſſiſtenten zuge 
ordnet werden, iſt als e einer nach den Beſtimmunge 
$. 42. des Tarifs zu taxirenden Vormundſchaft anzufehen. f 
Zu HK. 43. des Tarifs: 


Die Koſtenſätze §. 43. des Tarifs find nur zur Hälfte 
erheben. Be RR 1 
Zu H. 44. des Tarifs: 5 i ö a 

5 Zu den neben den Koſten für die Führung der Vormundſcha 
einem beſonderen Koſten⸗Anſatze nicht unterworfenen Geſchäften ge 
hören die Verfügungen und Verhandlungen, welche die Erbtheilung 
behörde Behufs Exmittelung, Sicherſtellung, Auseinanderſetzung 
Verwaltung desjenigen Vermögens vornimmt, welches den 
befohlenen zur Zeit der Einleitung der Vormundſchaft oder K 


5 e Be 25 
Zu $. 45. des Tarifs: ee „ 

Wenn die Auseinanderſetzung zwiſchen den Kindern und ihrem 

zur fernerweiten Ehe ſchreitenden Vater — ohne Nachlaßregulirung — 

durch Verlautbarung der rechtlichen Ausſage herbeigeführt wird, fo 

find für dieſe Erklärung Koſten nach F. 4. Nr. 1. des Geſetzes vom 


1. Mai 1865. von dem Betrage des durch die Ausſage deklarirten 
Vermögens der Kinder zu erheben. 


$. 14. 


g Die Tarifſätze in Strafſachen ſind in der hierüber ergangenen beſonderen 
Verordnung vom heutigen Tage beſtimmt. In Folge deſſen bleiben außer An⸗ 
wendung die §§. 1. bis 14. und F. 16. des Geſetzes vom 3. Mai 1853., bes 

e die $$. 48. bis 59. des Tarifs, ingleichen alle über den Anſatz 
und die Erhebung der Gerichtskoſten in Injurienſachen in dem Geſetze vom 
10. Mai 1851., dem dazu gehörigen Tarife und den daſſelbe ergänzenden Be⸗ 
ſtimmungen enthaltenen Vorſchriften. 


| $. 15. 
Statt F. 63. des Tarifs und Artikel 21. des Geſetzes vom 9. Mai 1854: 


As. In allen Fällen, in welchen einer Partei auf deren Antrag Abſchriften 
oder Ausfertigungen aus den Prozeßakten — nach Beendigung der In⸗ 
ſtanz — oder von anderen Verhandlungen oder Dokumenten, deren Mit⸗ 
theilung nicht mehr durch den gewöhnlichen Geſchäftsgang bedingt iſt, 
und auch ohne Antrag nothwendig erfolgen mußte, mitgetheilt werden, 
ſind zu erheben: für jeden auch nur angefangenen ne 23 Sgr. bei 
einfachen Abſchriften, der doppelte Betrag bei beglaubigten Abſchriften 

und Ausfertigungen. 25 


B. Bei Ertheilung von beglaubigten Abſchriften und Ausfertigungen ſtempel⸗ 
ec Dokumente iſt zugleich der Betrag des tarifmäßigen Stempels 
zu erheben. N 
Wenn Kirchenzeugniſſe, Inventarien, Taxen, Vollmachten, letzt⸗ 
willige Dispoſitionen von den Parteien ohne den vorgeſchriebenen 
Stempel eingereicht werden, ſo iſt der Betrag deſſelben als Gerichts⸗ 
gebühr zu liquidiren und einzuziehen. 


| $. 16. 

Statt $. 66. des Tarifs: 
, Für Mobiliar⸗Auktionen find die Gebühren nach der Gebührentaxe für die 
Auktionskommiſſarien vom 21. Juni 1845. zu berechnen, ſofern der Auktionar 
für den Eingang der nach dem Auktionsprotokolle zu höchſt gebotenen Summe 
nicht perſönlich haftet, im anderen Falle treten dafür allgemein die unter Nr. 37. 
in der interimiſtiſchen Sporteltare vom 2. Dezember 1817. für die Gerichtshalter 
 Johrgang 1807. (r. 6791.) 183 auf 


ee 
auf den adeligen Gütern in Schleswig beziehungsweiſe 8. Dezember 1817. für 
ſolche Gerichtshalter in Holſtein beſtimmten Gebühren ein. = 


| g. 17. 
Zu F. 67. des Tarifs: 


ſtändigen, Geiſtlichen und Aerzte 
fügten Regulativs zu beſtimmen un 


$. 18. 


Die Geſetze vom 11. und 12. Mai 1851, betreffend den Anſatz und di 
Erhebung der Gebühren der Notare und der Rechtsanwalte, nebſt dem Tar 
(Geſetz Samml. S. 651. und 656.), treten von dem im F. 1. dieſer Verordnung 
gedachten Zeitpunkte ab in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein in Wirk 
Anne, jedoch mit den nachſtehenden Abänderungen und Einſchränkungen. 


$. 19. 


Zu F. 10. des Geſetzes vom 12. Mai und g. 18. des Geſetze vom 11. Mai 1851 


Für alle nicht ſchon vor dem eben gedachten Zeitpunkte beendigten 
ſchäfte kommen die nach den bezeichneten Geſetzen zuläſſigen Gebühren in An 
wendung; in Prozeſſen jedoch nur inſofern, als dieſelben in der Inſtanz, für 
welche zu liquidiren iſt, in die nach der ng über das Verfahren in 

Ervilprozeſſen vom 24. Juni d. J. (Geſetz-Samml. S. 885.) vorgeſchrieben 
Formen umgeleitet worden ſind. 


$. 20. 


Statt $. 5. Nr. 4. des Tarifs vom 12. Mai 1851: 


In Konkursprozeſſen und in dem Verfahren zur Ausmittelung des Schu 
denbeſtandes eines Nachlaſſes iſt für die Anmeldung eines Profeſſums zum dr 
feſſionsprotokolle, ohne Unterſchied, ob es zum ſpeziellen Juſtifi ationsverfahr 
kommt oder nicht, nur der Satz H. 4. A. des Tarifs vom 12. Mai 1851., m 
aber der Satz B., und außerdem, wenn eine Beweiſesaufnahme erfolgt, der © 
N J. C. a. a. O. zu liquidiren; für die weiteren Inſtanzen dagegen gelten ledi 
ich die Beſtimmungen des Tarifs und für die außerdem zu beſorgenden Geſchä 
der von den Profitenden beſtellten Mandatare inſonderheit die in dem zweit 
Abſchnitte des Tarifs enthaltenen Vorſchriften. i ö 
b In Anſehung der Gebühren des Gemeinprokurators (procurator ad & 
falls ein ſolcher der Gläubigerſchaft zur Mittheilung der gerichtlichen Dekrete! 
ſtellt wird, behält es vorläufig bei den ſeitherigen Beſtimmungen das Bewe d 


— 1 
. 21. 


Zu b. 7. des Tarifs vom 12. Mai 1851: 


Sobald die im F. 8. litt. C. dieſer Verordnung bezeichneten Voraus⸗ 
ſetungen vorhanden find, findet der Koſtenſatz 5 7. litt. c. des Tarifs keine 
Anwendung; ebenſo bleibt alsdann die im Schlußſatze dieſes Paragraphen in 
Anſehung der Spezialprozeſſe enthaltene Beſtimmung ausgeſchloſſen. Wegen der 
Gebühren für die letzteren gelten in dem Eingangs bezeichneten Falle die Vor⸗ 
ſchriften im $. 20. dieſer Verordnung. | 
er, Die Beſtimmung, betreffend die Gebühren für die Anfechtung des Sub⸗ 

haſtationsverfahrens in der Nichtigkeitsinſtanz, findet keine Anwendung. 


$. 22. 
Statt $. 21. des Tarifs vom 12. Mai 1851: 


1) In Konkursprozeſſen erhält der Kontradiktor für das Verfahren m Feſt⸗ 
ſtellung der einzelnen Profeſſa die im $. 20. dieſer Verordnung eſtimm⸗ 
ten Gebühren, und in allen von ihm ſonſt noch zu führenden Prozeſſen 
1 Gebühren, wie die zum Prozeßbetrieb bevollmächtigten An⸗ 
walte. 

2) Der Maſſekurator, und zwar ſowohl der Interimskurator, als auch der 
definitive Kurator, erhält für ſeine geſammte, die Ermittelung und 
Liquidemachung der Aktivmaſſe betreffende Geſchäftsführung von dem 
Betrage derſelben (§. 9. A. Nr. 4.), und zwar: 

a) von dem Betrage bis zu 1000 Rthlr. einſchließlich: 1 bis 3 Prozent / 
b) von dem Betrage über 1000 Rthlr. bis 5000 Rthlr.: 3 bis 
14 Prozent 
e) von dem Betrage über 5000 Rthlr.: 4 Prozent. 
Die Ausmittelung des Betrages der Maſſe erfolgt nach den in 
F. 9. A. Nr. 7, dieſer Verordnung bezeichneten Grundſätzen. Die zur 
Maſſe gehörigen Immobilien bleiben bei der Beſtimmung der Gebühren 
des Maſſekurators außer Betracht. 


3) Für die Verwaltung der zur Konkursmaſſe gehörigen Immobilien erhält 
der Maſſekurgtor oder der für dieſe Verwaltung beſonders beſtellte Se⸗ 
queſter oder Adminiſtrator: 
bei Verwaltung von Landgütern eine nach billigem Ermeſſen 

und der Beſchaffenheit des einzelnen Falles vom Konkursgericht zu 

beſtimmende beſondere Entſchädigung 
bei der Verwaltung ſtädtiſcher, durch Vermiethung nutzbar zu 
machender Grundſtücke von der baar eingegangenen Miethe jeder 

Wohnung: 

bei einem jährlichen Miethsertrage derſelben bis 50 Rthlr. 
einſchließlich: 7 Prozent / 1555 = 
ei 


(Nr 6791) 


bei einem jährlichen Miethsertrage von 50 bis 100 


* 


6 Prozent; i ET 
bei einem jährlichen Miethsertrage von 100 bis 150 Rihlr.: 
5 Prozent; 5 
bei allen höheren Miethen: 4 Prozent. ö 
4. Bei der Feſtſetzung der vorſtehend unter Nr. 2. gedachten Belohnung des 


Maſſekurators hat das Gericht nach billigem Ermeſſen zu verfahren und 


hauptſächlich auf den Umfang der Geſchaͤftsführung, die Schwierigkeiten 
derſelben, die bewieſene Thätigkeit und Umſicht, ſowie auf den Betrag 
der der Maſſe verurſachten anderweiten Koſten Rückſicht zu nehmen. 
Das Gericht iſt auch ermächtigt, den nach Prozentſätzen bemeſſenen 
Betrag der Belohnung im Falle außerordentlicher Mühwaltungen des 
Maſſekurators zu erhöhen oder in geeigneten Fällen zu ermäßigen. 

Scheidet der Maſſekurator vor der Beendigung feiner Amtsver⸗ 
richtungen aus, ſo hat er nur einen, ſeinen Leiſtungen entſprechenden 
Theil der Belohnung zu fordern. Daſſelbe gilt von dem eintretend 
Erſatzmann. f 8. 23 N 


Statt $. 8. des Geſetzes vom 11. Mai 1851: 


Für die bei den Gerichtsbehörden einzureichenden Anträge und Begl 1 


ſchreiben, mit welchen Abſchriften oder Ausfertigungen Behufs der Eintragu 
in die Schuld⸗ und Pfandprotokolle oder zum Zwecke der Umſchreibung der be 
denſelben vorhandenen Namenfolien überreicht werden, können beſondere Gebü 
nicht liquidirt werden. i 

. Iſt es aber nothwendig, mit einem ſolchen Antrag einen das Sach⸗ oder 
Rechtsverhältniß entwickelnden Vortrag zu verbinden und wird die Einreichung 
deſſelben von der Partei verlangt, jo kann der Notar dafür die Hälfte des 
Satzes Artikel 5. A. des Geſetzes vom 9. Mai 1854., jedoch nicht unter 5 S 
bis zu einem Maximum von 4 Rthlr. liquidiren. 


$. 24. 


Die Gebühren der Rechtsanwalte in Strafſachen, insbeſondere auch in d 
Verfahren auf erhobene Privatklage (§§. 487. ff. der Strafprozeß⸗Ordnu 
vom 25. Juni d. J., b bh. 933.), ſollen nach den darüber in 
Verordnung, betreffend den Anſatz der Gerichtskoſten in Strafſachen, vom heu— 
tigen Tage enthaltenen Beſtimmungen erhoben werden. Der F. 15. des Gefe 
vom 3. Mai 1853., beziehungsweiſe die $$. 22. bis 27. des Tarifs vom 12. M 
1851. bleiben außer Anwendung. ; ; 


F. 25. 
Statt F. 14. des Geſetzes vom 11. Mai 1851: 


Flur die Abhaltung von Auktionen haben die Notare die Gebühren 
den im §. 16. dieſer Verordnung getroffenen Beſtimmungen zu berechnen 


— 1381 
EN. 28. 1 
Alle dieſer Verordnung zuwiderlaufenden Beſtimmungen treten vom 1. Sep: 
tember d. J. ab außer Kraft. Wo in den Koſten⸗ und Gebührengeſetzen und 
Tarifen (§ . 1. und 18.) auf Geſetze oder Verordnungen Bezug genommen wird, 
welche in dem Geltungsbereiche der gegenwärtigen Verordnung nicht in Kraft 
ſind, treten die entſprechenden beſtehenden Geſetze und Verordnungen an deren Stelle. 


A3 weifel, welche ſich in dieſen Beziehungen bei Anwendung der im $. 1. 
bezeichneten Geſetze ergeben, werden durch den Juſtizminiſter erledigt. 


§. 27. 
Der Juſtizminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 


$. 28. 


Die Miniſter der Finanzen und der Juſtiz haben die Anordnungen zu 
treffen, welche erforderlich find, um die Erhebung und Verrechnung der Koſten 
und Gebühren den Gerichten ſoweit als thunlich abzunehmen und den von ihnen 
zu beſtimmenden Verwaltungsbehörden zu übertragen. 

Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f f 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 30. Auguſt 1867. 


d.. Ss.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Ibenplitz. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 5 


Regulatid 
zur 


Feſtſetzung der den Zeugen und Sachverſtändigen zu bewilligende 
Verguͤtigungen . FMR 


LE Verſaͤumniß⸗ und Reiſekoſten der Zeugen. 


Sek 


Zeugen „welche an ihrem Wohnort oder an einem von demſelben nicht 
über eine Viertelmeile entfernten Orte bei gerichtlichen Geſchäften zugezogen 
vernommen werden, können dafür keine Vergütigung verlangen. i 

Sind jedoch die Zeugen niederen Standes, und ernähren ſie ſich dur 
Tagearbeit, Handwerk oder Gewerbe, ſo ſoll ihnen auf ihren Antrag für V 

ſäumniß Entſchädigung, ohne beſonderen Nachweis, bewilligt werden: 

für jede auch nur angefangene Stunde: i 

in Städten unter 5000 Einwohnern 2 Sgr., jedoch für den T 

nicht über 15 Sgr., b 5 

in größeren Städten 3 Sgr., jedoch für den Tag nicht über 21 © 
Weibliche Perſonen erhalten nur 3 dieſer Sätze. £ 


$. 2. 
An Reiſekoſten erhalten die Zeugen in den zuläſſigen Fällen ($. 7.), wenn 
ſie es verlangen, 6 Sgr. für jede Meile. f 5 5 e 
Kann ein Zeuge die Rückreiſe nicht am Tage der Hinreiſe vollenden, oder 
iſt er, um der Verpflichtung zur Ablegung ſeines Zeugniſſes zu entſprechen 
gezwungen, ſich längere Zeit am Orte des Gerichts aufzuhalten, ſo erhält er f 
jeden ferneren Tag der Reiſe oder des Aufenthalts eine Entſchädigung v 


12 Sgr. 5 En 
Dieſe Entſchädigung iſt theils eine Zuſatzgebühr für jeden, dem erſten etwa 
1 0 eigentlichen Reiſetag, theils die alleinige Vergütigung für einen reine 
ufenthaltstag. 5 a ; „ 
Hat zur Beſtreitung der Reiſekoſten ein Mehreres aufgewendet werden 
müffen, fo iſt das Gericht befugt, dieſen Mehrbetrag zu bewilligen. 


De A 
N 


0 „„ | 
U. Gebühren und Reiſekoſten der Sachverſtaͤndigen. 
d 8 
Jioäeder Sachverſtän iger welcher an feinem Wohnorte oder an einem von 
demſelben nicht über eine Viertelmeile entfernten Orte bei gerichtlichen Geſchäften 
1 oder vernommen wird, erhält, ſofern nicht für gewiſſe Klaſſen derſelben 


die Gebühren beſonders feſtgeſetzt find ($. 5.), für eine ihm aufgetragene Unter⸗ 
ſuchung und Begutachtung mit Einſchluß des etwa zu verfaſſenden ſchriftlichen 


3 Gutachtens oder für jeden Tag feiner Zuziehung 15 Sgr. bis 2 Rthlr. Gebühren, 


jedoch nicht mehr als 1 Rthlr. 10 Sgr., wenn das Geſchäft nicht über ſechs 
Stunden gedauert hat. i 

Die Höhe der Gebühren iſt in jedem einzelnen Falle nach dem Zeitauf⸗ 
wande und den Erwerbsverhältniſſen des Sachverſtändigen zu ermeſſen. 


$. 4. 

N Für ſchriftliche Gutachten, Pläne, Zeichnungen und ähnliche Ausarbei⸗ 
tungen, mit Einſchluß der etwaigen Reinſchriften, ſind den Sachverſtändigen 
20 Sgr. bis 2 Rthlr. zu vergüten. 

980 Für weitläuftige oder ſchwierige Arbeiten iſt dieſe Vergütigung nach Ver⸗ 
hlltniß der zur Anfertigung erforderlichen Zeit angemeſſen zu erhöhen. 


85 s N 5 
A. Geiſtliche erhalten für die Zuziehung bei Eidesleiſtungen 1 Rthlr. Die⸗ 
ſelbe Vergütigung erhält der jüdische Kultusbeamte für die Admonition 
eines ſeiner Glaubensgenoſſen, einſchließlich der Vergütigung des dabei 
etwa zuzuziehenden Zeugen. 


B. Die Gebühren der gerichtlichen Aerzte werden durch eine beſondere Ver⸗ 
ordnung beſtimmt werden, bis dahin bewendet es bei den dieſerhalb 
beſtehenden Anordnungen. 


Die im F. 3. beſtimmten Gebühren können für den Chemiker bei der 
Vornahme chemiſcher Unterſuchungen von beſonderer Schwierigkeit von 
dem Gerichte bis auf das Doppelte erhöht werden; wenn jedoch auf das 
Geſchäft mehr als Ein Tag verwendet worden iſt, ſo ſind für om 
Tag höchſtens 3 Rthlr. Gebühren zu bewilligen. — Ueber die Noth⸗ 
wendigkeit der von dem Sachverſtändigen angegebenen Dauer der Ar⸗ 
beitszeit entſcheidet bei entſtehenden Zweifeln die oberſte Provinzial⸗ 

Medizinalbehörde. i 
D. Die Vorſchrift im $. 3. findet auch bei Abſchätzung von Kunſtſachen, 

d Büchern, Landkarten, Kupferſtichen, Gemälden und anderen Gegenſtän⸗ 

den, zu deren Taxation beſondere techniſche Kenntniſſe erforderlich 

ſind, ferner bei Abſchätzung von anderen beweglichen und unbeweglichen 

Sachen, deren Werth mehr als 50 Rthlr. beträgt, Anwendung. Da⸗ 

gegen werden dem Taxator an Gebühren vergütet: 


a) für die Abſchätzung von Mobilien und anderen Gegenſtänden ! zu 


Q a 


(Nr. 6791) eren 


na | 


deren Taxation keine befondere techniſche Kenntniſſe erforderlich find 
wenn der Werth der abgeſchätzten Sachen zuſammen die Sumn 
von 20 Rthlr. nicht überſteigt, 5 Sgr., bei einem höheren Werth 
bis zu 50 Rthlr. einſchließlich: 10 Sgr., 5 N Su 
b) für die Abſchätzung von Gold, Silber und Juwelen bis zu 20 Rthlr 
an Werth: 10 Sgr.; bei einem höheren Werthe bis zu 50 Rthlr 
einſchließlich: 15 Sgr. a ER; 
E. Der Dolmetſcher erhält für jede Stunde, welche auf die Beſorgung 


ihm übertragenen Geſchäfts verwendet werden mußte, 73 Sgr., jed 
nicht weniger als 10 Sgr. ; 


$. 6. 
An Reiſekoſten erhalten die Sachverſtändigen mit Ausſchluß der in 
$. 5. B. Genannten in den zuläſſigen Fällen ($. 7.): 

a) wenn der Sachverſtändige den Bezirk des Kreisgerichts, in welchem ſei 
Wohnort belegen iſt, nicht verläßt, 123 Sgr. für jede Meile, oder de 
nachzuweiſenden höheren Verlag an Fuhrkoſten; EN! 

b) wenn derſelbe in dem Bezirk eines Kreisgerichts, in welchem fein Wohn 
ort nicht belegen iſt, augen wird, 6 Sgr. für jede Meile, oder den 
nachzuweiſenden höheren Verlag an Fuhrkoſten. 


Daneben tritt eine Erhöhung der Gebühren um die Hälfte für jeden Ta 
ein, an welchem die Sachverſtändigen außerhalb ihrer Wohnung zu nächtig 


genöthigt geweſen ſind. 


III. Allgemeine Beſtimmungen. 
ö le 9 95 
Reiſekoſten werden bewilligt, wenn der Zeuge oder Sachverſtändige 
einem mehr als eine Viertelmeile von ſeinem Wohnorte entfernten Orte zuge 
zogen oder vernommen wird. 8 8 2 


Idſt die Entfernung geringer, fo können Zeugen oder Sachverſtändige, 
welche ſich eines Fuhrwerks Mu bedienen, durch Krankheit, Gebrechen oder andere 
Umſtände genöthigt ſind, oder auf dem Wege zu dem Ort ihrer Vernehmung 
Brücken⸗ und Fährgelder zu zahlen oder andere Auslagen zu machen haben, die 
Erſtattung dieſer Koſten verlangen; ſie müſſen aber die Verwendung und di 
Nothwendigkeit derſelben nachweiſen. ' 2 


$. 9. : Be 
Die Meilengelder ($$. 2. und 6.) werden für die Hin⸗ und Rückreiſe be 
ſonders berechnet. Beträgt die Entfernung weniger als Eine Meile, ſo w 
dieſe für voll angenommen; bei größeren Entfernungen werden die Reiſekof 
nach Viertelmeilen vergütigt. 1 


5 | „%%% Ä 
792.) Verordnung, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten und 
der Gebühren der Notare und Rechtsanwalte in dem vormaligen Kur⸗ 


fürſtenthum Heſſen und den vormals Bayeriſchen Gebietstheilen mit = Be 
Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf. Vom 30. Auguſt 1867. , e, I 


are . , 
5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. + e 
verordnen für das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen und der vor⸗ ne 


mals Bayerifchen Gebietstheile, mit Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


SEE, 

ER Das Geſetz vom 10. Mai 1851., betreffend den Anſatz und die Erhebung 
der Gerichtskoſten (Geſetz»Samml. S. 622.), nebſt dem dazu gehörigen Tarife, und 
ji das Geſetz vom 9. Mai 1851., betreffend die den Juſtizbeamten für die 
Beſorgung gerichtlicher Geſchäfte außerhalb der ordentlichen Gerichtsſtelle zu 

8 019 en Diäten, Reiſekoſten und Kommiſſionsgebühren (Geſetz-Samml. 

D. 7 


ſowie die dieſe Geſetze und den Tarif erläuternden, ergänzenden und ab⸗ 
ändernden Beſtimmungen, 5 

treten vom 1. September d. J. ab in den Eingangs gedachten Gebieten in 
Wirksamkeit, jedoch mit den nachſtehenden Abänderungen beziehungsweiſe Ein⸗ 
schränkungen. 


Zar S. 2. 
Statt $. 16. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: 


. Wo der Tarif nicht ausdrücklich die Erhebung von Stempelbeträgen an⸗ 
vrdnet, findet eine folche nicht ſtatt. a 
1 5 Wo in den Gerichtskoſtengeſetzen auf das Stempelgeſetz verwieſen worden 
iſt, find die entſprechenden Beſtimmungen der Verordnung, betreffend die Ver⸗ 
waltung des Stempelweſens und die Erhebung des Urkundenſtempels vom 
19. Juli d. J. (Geſetz-Samml. S. 1191.), beziehungsweiſe der durch dieſe Ver⸗ 
. aufgehobenen Kurheſſiſchen Stempelgeſetze, maaßgebend. 
4 ie Stempelbeträge, deren Erhebung der Tarif ($. 24. Nr. 1.) beibehält, 
werden wie Gerichtskoſten verrechnet und auch in allen übrigen Beziehungen, 
5 insbeſondere bei Anwendung der Vorſchriften $$. 4. bis 6. des Geſetzes vom 
10. Mai 1851., als Gerichtskoſten behandelt. Ein Verbrauch von Stempel⸗ 
material in den bei den Gerichtsbehörden zu bearbeitenden Angelegenheiten findet 
ER 


nicht ſtatt 


§. 3. 

Statt $. 18. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: | 

Eine ausſchließliche oder auch nur theilweiſe Anweiſung der richterlichen 
Beamten und der Boten und Exekutoren auf ſelbſt verdiente Gebühren ſtatt der 
Nagang 1867. (Nr. 6792) 184 Be⸗ 


er der Finanzen und da 

Kreis- un 
Remunerirung der erforde 

ur Beſtreitung der Büreaukoſten ein Theil 

en als ein neben der fixirten Beſoldung zu beziehendes, bei 
nicht anrechnungsfähiges Einkommen angewieſen werd 


. FS. 4. f 
Statt $. 19. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: 


ir Die Verhandlungen und Verfügungen, betreffend die gerichtliche Verlaut⸗ 
barung der Eheverlöbniſſe und in Anſehung ſolcher Perſonen, welche nicht Mit 
856 8 der beſtehenden chriſtlichen Kirchen ſind, die Schließung der bürgerlichen 
he und das derſelben vorangehende Aufgebot ſind koſtenfrei, mit Ausſchluß 
auf Grund dieſer Verhandlungen zu ertheilenden Ausfertigungen und Atteſt 
ſowie derjenigen Verfügungen der höheren Behörden, durch welche auf Antra 
der Betheiligten ein anderes als das geſetzlich zuſtändige Gericht zur Verlaut 
barung des Eheverlöbniſſes ermächtigt wird. f | 


F. 5. 
Statt $. 21. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: 


Wenn in einer am 1. September d. J. noch nicht beendigten Rech 
angelegenheit Koſten oder Stempel bereits theilweiſe in Anſatz gekommen 
ſo kommt deren Betrag auf die nach dem Tarif zu liquidirenden Koſten in Ah 
in den am 1. September d. J. noch nicht beendigten Civilprozeſſen kommt d 
Tarif nur inſofern zur Anwendung, als das Verfahren in der Inſtanz, fü 
welche die Koſten in Anſatz zu bringen find, in die nach der Verordnung übe 
das Verfahren in Civilprozeſſen vom 24. Juni d. J. (Geſetz Samml. S. 885 
vorgeſchriebenen Formen umzuleiten geweſen iſt. 1 


* 


. i 
Die Vorbemerkung Nr. III. des Tarifs bleibt außer Anwendung. 


. 
Statt §. 10. des Tarifs: 


Der Satz Artikel 7A. des Geſetzes vom 9. Mai 1854 wird erhoben für 
die ſummariſche Unterſuchung des Vermögenszuſtandes eines Schuldners und d 
dabei veranlaßte vorläufige Sicherſtellung des Vermögens, verbunden mit de 
Verfahren auf Erkennung des Konkurſes oder mit dem Verfahren 11 5 Verſuch 
der Güte, im letzteren Falle einſchließlich der gerichtlichen Verlautbarung unt 
Beſtätigung der zur Abwendung des Konkurſes errichteten Verträge. 


Statt Artikel 12. des Geſetzes vom 9. Mai 1854: 8 
A. In dem Verfahren, betreffend die Zwangsverſteigerung von Grund⸗ 
eigenthum, wird erhoben: 
1) 915 das gage Verfahren bis zur Abfaſſung der Adjudikatoria, 
ieſe ausgeſchloſſen: | 
a) von dem Betrage des Werths des Grundſtücks bis 100 Rthlr. 
einſchließlich, von jedem Thaler 12 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. einſchließlich, von je 
10 Kthlr.: 73 Sgr., e 
e) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 
15 Sgr., f 
d) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
10 Sgr. / i a a 
e) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 5 Sgr., 


2) wenn der Antrag auf Subhaſtation zurückgenommen oder das Ver⸗ 
fahren ſiſtirt wird: b 
a) nach Erkennung der Subhaſtation, jedoch vor Abgang der 
Proklamata, 3 5 f e i 
b) nach Abgang der Proklamata, jedoch vor Abhaltung des 
Licitationstermins, 83 9 f 
der vorſtehend beſtimmten Sätze, g 
für die nach abgehaltenem erſten Verſteigerungstermin fortgeſetzte 
Subhaſtation 3 des ganzen Satzes ad 1. / i 
für den Adfudikationsbeſcheid und alle auf Grund deſſelben zu 
erlaſſenden Verfügungen: 3 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von jedem Thaler 1 Sgr., 
ee dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 
gr. / a Zi ; 
e) von dem Mehrbetrage bis zu 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
45 Rihl ß i 8 
d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 1 Rthlr. 
Für die bei Ertheilung des Adjudikationsbeſcheides zu be⸗ 
wirkende Eintragung des Eigenthumsübergangs in das General⸗ 
währſchafts⸗ und Hypothekenbuch werden außerdem die Koſtenſätze 
$. 11. A. dieſer Verordnung erhoben, die dabei zu bewirkende Ein⸗ 
tragung des für die Kaufgelder geſetzlich beſtehenden Pfandrechts 


Keeeeͤrfolgt koſtenfrei; f 
(Nr. 67029 BIER 184* % 5) für 


9) für die Vertheilung oder gerichtliche Ueberweifung der Kaufgelde 
aan den betreibenden oder die ſonſt berechtigten Pfandgläubiger, a 
ſchließlich der auf Grund dieſer Verhandlungen zu ertheilenden Aug 
ferti de und der Löſchung des zur vorläufigen Sicherſtellung de 
Kaufgelder im Generalwährſchafts⸗ und Hypothekenbuch vermerkten 
geſetzlichen Pfandrechts: 5 
a) wenn ein Prioritäts⸗Erkenntniß nicht erlaſſen wird: 
von dem Betrage bis 200 Rthlr. von jedem Thaler 1 Sgr 
von 5 Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr. 
3 Sgr., 2 
von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rthle.: 
15 Sgr., 5 ! 
von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 5 Sgr., 


b) wenn bei der ſich ergebenden Unzulänglichkeit der Kaufgelde 
zur Tilgung der angemeldeten Hypothekenforderungen Streit 
über den Vorzug entſteht und deshalb ein Prioritäts⸗Erkenntni 
erlaſſen werden muß: 5 


der Satz F. 9. des Tarifs. 


Wenn in einem und demſelben Verfahren mehrere Grundft 
zur Subhaſtation geſtellt werden, fo. find die Sätze zu 4. nach 
Meiſtgebote von jedem Grundſtücke, welches nicht als Pertinenz ei 
anderen oder mit andern in einer Summe verkauft wird, zu berechn 


die Sätze zu 1. 2. 3. und 5. dagegen nach der zuſammenzurechnende 


Summe des Werths aller Grundſtücke. = 
Die Beträge find nach dem Meiftgebote, wenn es aber nicht 0 
Lizitation kommt, nach dem Taxwerthe, und wenn es nicht zur Erklä 
rung über die Taxe gekommen iſt, nach dem letzten Erwerbspreiſe oder 
dem ſonſt zu ermittelnden Werthe zu beſtimmen. Erreicht das Meiſt⸗ 
gebot nicht zwei Drittel des Taxwerthes, ſo iſt bei Berechnung der S 
zu 1. 3. und 4. der letztere Betrag — zwei Drittel des Taxwerthes 
zum Grunde zu legen. So weit in dem letzteren Falle das Kaufgeld 
zur Berichtigung der aus der Maſſe vorweg zu entnehmenden, durch 
Koſtenvorſchuß nicht gedeckten Koſten unzureichend iſt, bleibt der Käufer 
für den überſchießenden Betrag derſelben verhaftet. ; 


Für die Zurückweiſung oder Zurücknahme eines ae auf Subha 
tion von Immobilien, ohne vorangegangene Verhandlung über die Zu 
läſſigkeit des Zwangsverkaufs, wird der Satz Artikel 5. A. des Geſetzes 
vom 9. Mai 1854., und wenn die Zurückweiſung des Antrags erfolgt 
nachdem zuvor mit den Parteien verhandelt worden iſt, der Satz g. 
des Tarifs erhoben. 11 
8 Beide Sätze find nach dem Betrage der Forderung des betreiben: 
den Gläubigers zu berechnen. Sofern der Satz F. 9. des Tarifs jedoch 
höher iſt, als der nach dem Werthe des Grundſtücks zu i % 


_ 0 | 
a unter A. Nr. 2. a. bezeichnete Satz, wird nur der letztere 
erhoben. 5 

Wenn gegen das auf Einleitung oder Zurückweiſung der Sub⸗ 
haſtation gerichtete Erkenntniß ein Rechtsmittel eingelegt wird, ſo kom⸗ 
men für die Verhandlung und Entſcheidung darüber die nämlichen Sätze, 
wie im gewöhnlichen Prozeſſe zur Anwendung. 


C. Für den Zwangsverkauf der zu einer Konkursmaſſe gehörigen Grund⸗ 
ſtücke find die vorſtehend unter A. Nr. 1. 3. und 4. beſtimmten Sätze 
zu erheben, jedoch ſind auf die danach zu liquidirenden Koſten diejenigen 
in Anrechnung zu bringen, welche in dem etwa vorangegangenen und 
durch die Konkurseröffnung ſiſtirten Zwangsverkaufsverfähren entſtan⸗ 
den ſind. 

H. 9, 


Statt des Geſetzes vom 15. März 1858. und $. 12. des Tarifs: 
In Konkursprozeſſen wird erhoben: 


1) für das Verfahren zur Feſtſtellung der einzelnen Liquidationen find von 
dem Liquidanten keine Koſten zu erheben, wenn die Liquidation, ohne 
daß es zu einem kontradiktoriſchen Verfahren gekommen iſt, anerkannt, 
zurückgenommen oder präkludirt wurde; infoweit dagegen die Liquidatio⸗ 
nen zur förmlichen prozeſſualiſchen Inſtruktion gelangen, werden von 
dem Liquidanten die Sätze Artikel 7. A. beziehungsweiſe Artikel 8. des 
Geſetzes vom 9. Mai 1854. je zur Hälfte erhoben, im Falle einer damit 
verbundenen Beweiſesaufnahme außerdem noch der Satz Artikel 9. a. a. O. 

In den durch die Konkurseröffnung ſuspendirten Spezialprozeſſen 
find die Koſten nach den Sätzen Artikel 7. A. des Geſetzes vom 9. Mai 
1854. und im Falle einer ſtattgefundenen Beweiſesaufnahme nach den 
Sätzen Artikel 9. a. a. O. zu erheben, jedoch auf die für das Liquida⸗ 
dationsverfahren zu liquidirenden Koſten in Anrechnung zu bringen. 


Wenn gegen ein im Liquidationsverfahren ergangenes Erkenntniß oder 
gegen das Prioritäts⸗Erkenntniß ein Rechtsmittel eingelegt wird, ſo kom⸗ 
men für die Verhandlung und Entſcheidung deſſelben die nämlichen Sätze, 
wie in gewöhnlichen Prozeſſen zur Anwendung. d 

ei dem Rechtsmittel gegen das Prloritäts⸗Erkenntniß iſt das 
Objekt als unſchätzbar anzunehmen, wenn die dabei in Betracht kom⸗ 
mende Forderung den Betrag von 60 Rthlr. überſteigt. 


3) Für die Konſtituirung der Paſſivmaſſe im Allgemeinen, einſchließlich des 

5 Prioritäts⸗Urtheils und deſſen Publikation, ind zu erheben: von dem 

is Betrage der nach Abfindung der Vindikanten und Separatiſten unter die 
8 Konkurs- und Maſſegläubiger zu vertheilende Maſſe: 

a) von dem Betrage bis zu 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 15 Sgr., 


b) . Mehrbetrage bis zu 2000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
t 
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0) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 100 R 
d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr. 15 Sgr. 


4) Für die Konſtituirung der Aktivmaſſe einſchließlich der Depofitalverwal 
tung, des Diſtributionsbeſcheides und der Diſtribution, jedoch ausſchließ⸗ 
lich der Koſten der Auktion, wird der Satz zu 3. von demjenigen Bett 
der Maſſe erhoben, welcher den Koſtenſätzen für Sequeſtrationen ($. 13 
des ir und Subhaſtationen (F. 8. C. dieſer Verordnung) nicht un 
worfen iſt. 


5) Wenn der Konkurs durch Vergleich oder Verzicht beendigt wird, oder 
nach Erkennung des Konkurſes ein Nachlaß⸗ oder Stundungsvertrag zu 
Stande kommt, ſo werden einſchließlich der Koſten für die Verlautbarun 
und gerichtliche Beſtätigung eines ſolchen Vertrages, im Falle das Prio 
ritäts⸗Urtheil noch nicht ergangen iſt, die Sätze zu 3. und 4. 1 
Hälfte, nach Erlaß des Prioritäts⸗Urtheils, jedoch vor Anfertigung de 
Diſtributionsplans neben den vollen Sätzen zu 3. die Sätze zu 4. nu 
zur Hälfte erhoben. f f 2 


6) Die Beſtimmungen in Artikel 10. Alinea 1. des Geſetzes vom 9. 
1854. ſind auch bei Konkursprozeſſen maaßgebend. 


7) Der bei Anwendung der Koſtenſätze zu 3. und 4. in Betracht komm 
Theil der Aktivmaſſe wird nach dem Erlöſe der bereits verkauften Gege 
ſtände oder eingezogenen Forderungen berechnet. Unveräußerte Gegen 
ſtände kommen nach dem Taxwerthe, Aktivforderungen nach dem N 
werthe, Kreditpapiere, Fonds und Effekten nach dem Kurſe am 
der Koſtenberechnung in Anſchlag. Forderungen, deren Uneinziehbark 

feſtſteht, bleiben außer Berechnung. Der 1 der zur Maſſe 
gehörigen Immobilien kommt in dem Falle zu 5. bei den Koſtenſäßen 
zu 4. ſelbſt dann nicht in Betracht, wenn die Subhaſtation dieſer Immo. 
bilien noch nicht eingeleitet worden iſt und deshalb die Koſten gem 
§. 8. dieſer Verordnung nicht zu erheben find. RR 


$. 10. 
Zu F. 14. Nr. 1. des Tarifs. 


f Für die Immiſſion in die Immobilien des Schuldners, einſchließlich 
erforderlichen Nebenverfügungen oder Verhandlungen, jedoch ausſchließlich d 
Eintragung dieſes Akts in das Generalwährſchafts⸗ und Hypothekenbuch, wi 
der Satz F. 14. Nr. 1. des Tarifs erhoben. : 


8 115 
Statt Abschnitt 2. Nr. III. $$. 25. bis 32. des Tarifs. 


A. Für die Eintragung des Eigenthums⸗Uebergangs in das Generalwal 
ſchafts⸗ und Hypothekenbuch, einſchließlich der Uebertragung etwaiger 


(Nr, 6792.) 


ag 


der Zeit der früheren Eigenthümer darauf ruhenden Pfandrechte und aller 
ſonſtigen dabei vorkommenden Nebengeſchäfte iſt zu erheben: 
von dem Betrage bis 5 Rthlr. einſchließlich: 5 Sgr., 
von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 25 Rthlr.: 10 Sgr., 
von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
10 Sgr., 
von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlr.: 15 Sgr. 
Der Werth mehrerer Grundſtücke, welche auf Grund ein und der⸗ 
ſelben Urkunde von Einem Folium auf Ein anderes Folium übertragen 
werden, wird bei Berechnung der Koſten zuſammengerechnet. 


B. Für jede Eintragung, welche die Beſchränkung des Eigenthums oder des 
Verfügungsrechts des Beſitzers, beſtellte Pfandrechte oder gerichtlich 
erkannte 1 1 betrifft, und alle dabei vorkommende Neben⸗ 
geſchäfte iſt zu erheben: 

von dem Betrage bis 5 Rthlr. einſchließlich: 5 Sgr., 

von dem Betrage bis zu 200 Rthlr. von je 25 Rthlr.: 72 Sgr., 

e Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 

2 Sgr. 
von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlr.: 15 Sgr. 


C. Für die Eintragung von Ceſſionen und andern bei den Pfandgläubigern 
eintretenden Veränderungen, ſowie von Verzichtleiſtungen f dingliche 
Vorzugsrechte, die Hälfte der Sätze sub B., jedoch nicht unter 5 Sgr. 


D. Wenn die Eintragung eines Pfandrechts (ad B. und C.) gleichzeitig auf 
den Folien mehrerer für dieſelbe Forderung haftender Korrealſchuldner 
bewirkt wird, ſo wird für die zweite und jede beſondere Eintragung nur 
die Hälfte der Sätze ad B. und ©., jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht 
über 3 Rthlr. erhoben. Wenn aber der Werth der Grundſtücke, auf 
welche die weitere Eintragung erfolgt, geringer iſt als der der einzu⸗ 
tragenden Poſt, ſo iſt nur jener als Maaßſtab für den Koſtenanfaß 
anzunehmen. 
Dieſer Grundſatz findet auch bei Löſchungen Anwendung. 


E. Für die in Antrag gebrachte Eintragung von Vermerken, welche nicht 
unter die Beſtimmungen sub A. bis C. fallen, wird die Hälfte der 
10 0 sub B., jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Rthlr. er⸗ 
oben. 5 


F. Für jede Löſchung und alle dabei ſonſt vorkommenden Nebengeſchäfte 

wird die Hälfte der für die Eintragung beſtimmten Sätze erhoben. 

G. 1) Für die gerichtliche Beſtätigung der zur Eintragung in das Ge⸗ 

neralwährſchafts- und Hypothekenbuch gelangenden Verträge, De 
ür 


Se en 


für eine auf Grund des Währſchafts⸗ und Hypothekenbuchs zu er⸗ 
theilende Beſcheinigung, iſt 3 des Satzes sub B., jedoch nicht unter 
22 Sgr. und nicht über 2 Rthlr. zu erheben; 5 
2) für die Ertheilung eines vollſtändigen Hypothekenſcheins und für di 
Erneuerung mortifizirter Dokumente die Hälfte der Sätze sub B. 
jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Rthlr. 5 
Für die Beſtätigung von Schuldurkunden, denen bei der 
Ausfertigung ein vollſtändiger Hypothekenſchein 1 wird, iſt 
der Satz zu 1. neben dem Satze zu 2. nicht zu erheben. Für Atteſte 
über die Taxation eines Grundſtücks und über die Befugniß des 
Beſitzers, über daſſelbe zu verfügen, welche gleichzeitig mit der Aus⸗ 
fertigung des Hypothekenſcheins zum Zwecke der Ermittelung eines 
Darlehns ertheilt werden, find neben den Sätzen zu 2. beſondere 
Koſten nicht zu erheben. 1 


H. In den vormals Bayeriſchen Landestheilen ſind bei Anwendung der vor⸗ 
ſtehenden zu A., B., C. und F. bezeichneten Koſtenſätze für die bei der 
Führung des in Gemäßheit der Allerhöchſten Order vom 8. Juli d. J. 

Geſetz⸗Samml. S. 43.) zum Generalwährſchafts⸗ und Hypothekenbuche 
erweiterten Generalhypothekenbuchs vorkommenden Geſchäfte die nach⸗ 
ſtehenden näheren Beſtimmungen maaßgebend: 5 


1) Zu A. Der Werth mehrerer Grundſtücke, bei welchen gleichzeitig 
die Berichtigung des Beſitztitels erfolgt, iſt zuſammenzurechnen, wenn 
dieſelben auf einem und demſelben tun eingetragen ſtehen, be 
ziehungsweiſe gleichzeitig eingetragen werden, oder, wenn die au 
verſchiedenen Sollen eingetragenen Grundſtücke in demſelben Ge: 
meindebezirke belegen ſind und deren Uebertragung auf ein und 
daſſelbe Folium keine erheblichen Gründe entgegenſtehen, an den 
Beſitzer aber eine richterliche Aufforderung, eine ſolche Uebertragung 
nachzuſuchen, noch nicht erlaſſen worden iſt. f wa 

2) Iſt eine ſolche Aufforderung erlaſſen, aber ohne Erfolg geblieben, 

ober find die auf den verſchiedenen Folien eingetragenen Grundstücke 
nicht in demſelben Gemeindebezirke belegen, oder beſtehen die auf den 

mehreren Folien eingetragenen Grundſtücke in Wohnhäuſern, mil E 
dieſelben ausſchließlich oder zugleich zum Betriebe eines Gewerbes 
beſtimmt ſein, in Mühlen oder beſonderen Landgütern, ſo werden 
für jedes Folium die Koſten beſonders berechnet. * 

3) Zu B., C. und F. Die Koſten für gleichzeitige Eintragungen 
oder Löſchungen auf mehreren Folien deſſelben Beſitzers find in dem 
Falle zu 1. am Schluſſe nicht für jedes Folium zu berechnen, for 

= dern nur einfach nach dem Betrage der einzutragenden oder zu 
we: löſchenden Poſt. : 

5 5 4) Erfolgt dagegen die Eintragung oder Löſchung auf den verſchiedenn 

Folien nicht gleichzeitig, oder treffen bei den letzteren die unter 
Nr. 2. bezeichneten Vorausſetzungen zu, ſo wird für die zweite 101 b 
1 


— 9% 


je 11 Eintragung nur die Hälfte der Sätze zu B., C. und 
erhoben. 
Wenn aber der Werth der Grundſtücke, auf welche die wei⸗ 
tere Eintragung oder Löſchung erfolgt, geringer iſt, als der der 
1 f oder zu löſchenden Poſt, ſo iſt nur jener als Maaß⸗ 
ſtab für den Koſtenanſatz anzunehmen. 


J. Durch die vorſtehenden Sätze werden nicht nur die Ausfertigungs⸗ und 
Protokollſtempel, ſondern auch die bisher zu den Geſuchen erforderlichen 
Stempel gedeckt. (Vergl. $. 2. dieſer Verordnung.) 


Für die bei Bearbeitung des Hypothekenweſens etwa aufzunehmen⸗ 
den, in Abſchnitt 2. unter II. des Tarifs 9$. 16, ff. bezeichneten Akte 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit werden die dort beſtimmten Sätze beſon⸗ 
ders erhoben. 

Die von Amtswegen zu veranlaſſende Eintragung des Pfand⸗ 
rechts der Kuranden auf dem Folium des Vormundes oder Kurators 
erfolgt ebenſo wie die ſpätere Löſchung koſtenfrei. 


§. 12. 
Statt §§. 5. und 7. des Geſetzes vom 1. Mai 1865: 


Für die gerichtliche Verlautbarung des von den Erben über die Theilung 
des Nachlaſſes errichteten Vertrages ſind die Koſten nach §. 20. des Tarifs in 
Verbindung mit $. 8. des Geſetzes vom 1. Mai 1865. zu erheben. 


8. 13. 


A. Zu F. 41. des Tarifs: 


Für die Zuziehung von Auskunftsperſonen zum Zwecke der 
Prüfung und gerichtlichen Beſtätigung des von dem zur anderweiten 
Ehe ſchreitenden Vater errichteten Inventars über das Vermögen der 
Kinder früherer Ehe find keine Koſten zu erheben. 


B. Zu F. 43. des Tarifs: | 
Die Koſtenſätze $. 43. des Tarifs find nur zur Hälfte zu erheben. 


C. Zu H. 45. des Tarifs: 


Für die Sicherſtellung, Ermittelung und Theilung eines ſpäter 
angefallenen Nachlaſſes, ingleichen eines vor Eintritt des Falles der 
Bevormundung angefallenen, wenn auch ſichergeſtellten Nachlaſſes 
kommen die im Geſetze vom 1. Mai 1865., beziehungsweiſe F. 12. 
dieſer Verordnung beſtimmten Koſten in Anſatz, für die Errichtung 
oder Einreichung, Prüfung und gerichtliche Beſtätigung des von dem 
überlebenden, zur anderweiten Ehe ſchreitenden Vater aufzuſtellenden 
Mit Inventars über das Vermögen der Kinder früherer Ehen kommen die 
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im $. 4. Nr. 1. des Geſetzes vom 1. Mai 1865. beſtimmten Ko 
zur Anwendung. a 
de 
Beglaubigung des Perſonenſtandes. 


Für die auf Antrag 
Verfügung, 
Verlautbarung 
gehörigen Bena 


§. 15. 


Die Tarifſätze in Strafſachen ſind in der hierüber ergangenen beſondere 
Verordnung vom heutigen Tage beſtimmt. In Folge deſſen bleiben außer Ar 
wendung die $$. 1. bis 14. und 16. des Geſetzes vom 3. Mai 1853., bezi 
hungsweiſe die $$. 48. bis 59. des Tarifs, ingleichen alle über den Anſatz un 
die Erhebung der Gerichtskoſten in Injurienſachen in dem Geſetze vom 10. Me 


1851., dem dazu gehörigen Tarife und den daſſelbe ergänzenden Beſtimmu 
enthaltenen Vorſchriften. a ä 


$. 16. 2 
Statt F. 63. des Tarifs und Artikel 21. des Geſetzes vom 9. Mai 18 


A. In allen Fällen, in welchen einer Partei auf deren Antrag Abſchrift 
oder Ausfertigungen aus Prozeßakten — nach Beendigung der Inſtanz 
oder von anderen Verhandlungen oder Dokumenten, deren Mitth 
lung nicht mehr durch den gewöhnlichen Geſchäftsgang bedingt iſt un 

auch ohne Antrag nothwendig erfolgen mußte, mitgetheilt werden, | 
zu erheben: für jeden auch nur angefangenen Bogen 22 Sgr. bei ei 
fachen Abſchriften, der doppelte Betrag bei beglaubigten Abſchriften u 
eee 5 5 
Bei Ertheilung von beglaubigten Abſchriften und Ausfertigung 
ſtempelpflichtiger Dokumente iſt zugleich der Betrag des in den Skemp 
geſetzen vorgeſchriebenen Stempels zu erheben. ; 


Wenn Vollmachten und letztwillige Dispofitionen von den Parte 
ohne den vorgeſchriebenen Stempel eingereicht werden, jo ift der Belt 
deſſelben als Gerichtsgebühr zu liquidiren und einzuziehen. 

Inwieweit das gleiche Verfahren bei den noch fernerhin nach den bisherig 

Kurheſſiſchen Stempelgeſetzen zu verſteuernden ſtempelpflichtigen Schriftſtücken u 
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treten ſoll, wird auf Grund der Vorſchriften im ee Abſatze des F. 1. der 
Verordnung vom 19. Juli d. J. (Gefeg-Samml. S. 1191.) angeordnet werden. 

Inventarien, welche außergerichtlich aufgenommen werden und zum Ge⸗ 
brauch bei ſtempelpflichtigen Verhandlungen dienen, unterliegen einer Stempel⸗ 
abgabe von 15 Sgr. In Betreff der Erhebung dieſer Abgabe kommen aus⸗ 
ſchließlich die Vorſchriften der Verordnung vom 19. Juli d. J. und in den bei 
den Gerichten zu bearbeitenden Sachen die Beſtimmung im letzten Abſatze des 
$. 2. der gegenwärtigen Verordnung zur Anwendung. 


A 
Statt $. 66. des Tarifs: 


Für Mobiliar⸗Auktionen ſind die Gebühren nach der Gebührentaxe für die 
Auktionskommiſſarien vom 21. Juni 1845. zu berechnen. 


§. 18. 
Zu F. 67. des Tarifs: 


Die Gebühren der zu vernehmenden oder zuzuziehenden Zeugen, Sachver⸗ 
ſtändigen, Geiſtlichen und Aerzte find nach Maaßgabe des Regulativs zu be⸗ 
ſümmen, welches der heute erlaſſenen Verordnung, betreffend den Anſatz der 
Gerichtskoſten in den ec n d 529 0 und Schleswig, beigefügt iſt. 

is zur anderweiten Regelung der Gebühren für die gerichtlichen Aerzte 
bewendet es bei den Beſtimmungen im F. 76. des Sl Stempelgeſetzes 
vom 22. Dezember 1853. Die danach zu erhebenden Stempelbeträge unterliegen 
den Beſtimmungen, welche in loan) der baaren Auslagen im F. 6. des 
Geſetzes vom 10. Mai 1851. und $$. 12. beziehungsweiſe 13. der Verordnung 
vom heutigen Tage, betreffend den Anſatz der Gerichtskoſten in Strafſachen, ge⸗ 
troffen worden ſind. 


$. 19. 


Die Geſetze vom 11. und 12. Mai 1851., betreffend den Anſatz und die 
Erhebung der Gebühren der Notare und der Rechtsanwalte, nebſt dem Tarif 
(Geſez Samml. S. 651. und 656.), treten von dem im F. 1. dieſer Verordnung 
gedachten Zeitpunkte ab in Wirkſamkeit, jedoch mit den nachſtehenden Abänderungen 
und Einſchränkungen. 


. 20. 
Zu $. 10. des Geſetzes vom 12. Mai und H. 18. des Geſetzes vom 11. Mai 1851: 


Für alle nicht ſchon vor dem ebengedachten Zeitpunkte beendigten Geſchäfte 
kommen die nach den bezeichneten Geſetzen guläfligen Gebühren in Anwendung; 
in Prozeſſen jedoch nur inſofern, als dieſelben in der Inſtanz, für welche zu 
liguidiren iſt, in die nach der Verordnung über das Verfahren in Civilprozeſſen 
vom 24, Juni d. J. (Geſetz⸗Samml. S. 885.) vorgeſchriebenen Formen umge⸗ 
leitet worden find. : 

(Nr, 6792) 185* $. 21, 


— 1396 


5 F. 21. 9975 
Statt F. 5. Nr. 4. des Tarifs vom 12. Mai 1851: N 
In Konkursprozeſſen kann für die Feſtſtellung der Verität und Priorite 

jedes einzelnen Liquidats in erſter Inſtanz nur der Satz A. beziehungsweiſe d 
zuſätzliche O. — einfach — nicht aber der Satz B. liquidirt werden, für die 
weiteren Inſtanzen dagegen gelten die Beſtimmungen des Tarifs und für die 
außerdem zu beſorgenden Geſchäfte der von den Gläubigern beſtellten Mandatare 
insbeſondere die Vorſchriften Abſchnitt II. des Tarifs. . 


$. 22. 


Zu $. 7. des Tarifs vom 12. Mai 1851: 


Der Koſtenſatz für das Kaufgelber - Dertfeilungsnerjahren (F. 7. littr. eg 
des Tarifs) bleibt ausgeſchloſſen, wenn die Vertheilung der Kaufgelder im fürn 
lichen Konkursverfahren erfolgt. Wegen der Gebühren für die Spegialpzogele 
kommen in dem Falle S. 8. littr. C. dieſer Verordnung die vorſtehend im §. 2 

getroffenen Beſtimmungen zur Anwendung. 


$. 23. 
Statt $. 21. des Tarifs vom 12. Mai 1851: 


* 


1) In Konkursprozeſſen erk ält der Kontradiktor für das Verfahren zur Fes 


9 
ſtellung der einzelnen Liquidate die im F. 21. dieſer Verordnung be⸗ 
ſtimmten Gebühren und in allen von ihm ſonſt noch zu führ 

Prozeſſen dieſelben Gebühren, wie die zum Prozeßbetrieb bevollmäch 

Amndalte. | 1 
2) Der Maſſekurator, und zwar ſowohl der Interimskurator als auch der 
definitive Kurator, erhält für feine gefammte, die Ermittelung und Feſt⸗ 

Fe der Aktivmaſſe betreffende Geſchäftsführung von dem Betrage 

erſelben (F. 9. Nr. 4.), und zwar: 

a) von dem Betrage bis zu 1000 Rthlr. einſchließlich: 1 bis 3 Proz 
b) von dem Betrage über 1000 Rthlr. bis 5000 Rthlr. 4 bis 
14 Prozent, i 2 
e) von dem Betrage über 5000 Rthlr.: 4 Prozent. 3 
Die Ausmittelung des Betrages der Maſſe erfolgt nach den in 
F. 9. Nr. 7. bezeichneten Grundſätzen. Die zur Maſſe gehörigen J 
mobilien bleiben bei der Beſtimmung der Gebühren des Maſſekurators 
außer Betracht. 5 
3) Für die Verwaltung der zur Konkursmaſſe gehörigen Immobilien erhä 
der Maſſekurator oder der für dieſe Verwaltung beſonders beſtel 
Sequeſter oder Adminiſtrator: „ 
bei der Verwaltung von Landgütern eine nach Bu 1 
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Ermeſſen und der Beſchaffenheit des einzelnen Falles vom Kon⸗ 
kursgericht zu beſtimmende beſondere Entſchädigung; 

bei der Verwaltung von ſtädtiſchen Grundſtücken von der 
baar eingegangenen Miethe jeder Wohnung: 

bei einem jährlichen Miethsertrage derſelben bis 50 Rthlr. 
einſchließlich: 7 Prozent, 

bei einem jährlichen Miethsertrage von 50 bis 100 Rthlr.: 
6 Prozent, 

bei einem jährlichen Miethsertrage von 100 bis 150 Rthlr.: 
5 Prozent, 

bei allen höheren Miethen: 4 Prozent. 


4) Bei der Feſtſetzung der vorſtehend unter Nr. 2, gedachten Belohnung 
des Maſſekurators hat das Gericht nach billigem Ermeſſen zu verfahren 
und hauptſächlich auf den Umfang der Geſchäftsführung, die Schwierig⸗ 
keiten derſelben, die bewieſene Thätigkeit und Umſicht, ſowie auf den 
ae der der Maſſe verurſachten anderweiten Koſten Rückſicht zu 
nehmen. 

Das Gericht iſt auch ermächtigt, den nach Prozentſätzen bemeſſenen 
Betrag der Belohnung im Falle ei Mühwaltungen des 
Maſſekurators zu erhöhen und in geeigneten Fällen zu ermäßigen. 

Scheidet der Maſſekurator vor Beendigung feiner Amtsverrich⸗ 
tungen aus, ſo hat er nur einen ſeinen Leiſtungen entſprechenden Theil 
der Belohnung zu fordern. Daſſelbe gilt von dem eintretenden Erſatz⸗ 
manne. 


§. 24. 
Der F. 8. des Geſetzes vom 11. Mai 1851. bleibt außer Anwendung. 


$. 25. 


Die Gebühren der Rechtsanwalte in Straffachen, insbeſondere auch in 
dem Verfahren auf erhobene Prwvatflage NN 487. f. der Strafprozeß⸗Ordnung 
vom 25. Juni d. J., Geſetz⸗Samml. S. 933.), follen nach den darüber in der 
Verordnung, betreffend den Anſatz der Gerichtskoſten in Strafſachen, vom heutigen 
a enthaltenen Beſtimmungen erhoben werden. Der F. 15. des Geſetzes vom 
3. Mai 1853., beziehungsweiſe die Hh. 22. bis 27. des Tarifs vom 12. Mai 1851., 
bleiben außer Anwendung. 


$. 26. 


Statt des §. 14. des Geſetzes vom 11. Mai 1851: 


Für die Abhaltung von Auktionen haben die Notare die Gebühren nach 
15 im F. 17. dieſer Verordnung getroffenen Beſtimmungen zu 8 
(Nr, 6792.) 8 . R 


| 5 

Alle dieſer Verordnung zuwiderlaufenden Beſtimmungen treten vom 1. Sep⸗ 

tember d. J. ab außer Anwendung. 5 

Wo in den Koften- und Gebührengeſetzen und Tarifen ($$. 1. und 19.) 

auf 198 oder Verordnungen Bezug genommen wird, welche in dem Geltungs⸗ 

bereich der gegenwärtigen Verordnung nicht in Kraft ſind, treten die entſprechenden 

beſtehenden Geſetze und Verordnungen an deren Stelle. a 
Zweifel, welche ſich in dieſen Beziehungen bei Anwendung der im §. 1. 
bezeichneten Geſetze ergeben, werden durch den Justizminister erledigt. * 


i | $. 28. 
Der Juſtizminiſter ift mit der Ausführung diefer Verordnung beauftragt 


$. 29. 


Die Minifter der Finanzen und der Juſtiz haben die Anordnungen z 
treffen, welche erforderlich ſind, um die Erhebung und Verrechnung der Koſte 
und Gebühren den Gerichten ſoweit als thunlich abzunehmen und den von ihne 
zu beſtimmenden Verwaltungsbehörden zu übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckt 


Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 30. Auguſt 1867. 


. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6793.) Verordnung, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten und S, g . aeg 
der Gebühren der Notare und Rechtsanwalte in dem vormaligen Herzog⸗ e ,, 
thum Naſſau und den vormals Großherzoglich Heſſiſchen GebietstheilenF,,, 2 
mit Ausſchluß des Oberamtsbezirks Meiſenheim. Vom 30. Auguſt 1867. 443. 72 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für das Gebiet des vormaligen Herzogthums Naſſau und die vormals 
Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, mit Ausſchluß des Oberamtsbezirks Meiſen⸗ 
heim, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Sal. 

Das Geſetz vom 10. Mai 1851., betreffend den Anſatz und die Erhebung 
der Gerichtskoſten (Geſetz⸗Samml. S. 622.), nebſt dem dazu gehörigen Tarife, und 

das Geſetz vom 9. Mai 1851., betreffend die bei den Juſtizbeamten für die 
Beſorgung gerichtlicher Geſchäfte außerhalb der ordentlichen Gerichtsſtelle zu be⸗ 
willigenden Diäten, Reiſekoſten und Kommiſſionsgebühren (Geſetz-Samml. 
S. 619.), ſowie 

die dieſe Geſetze und den Tarif erläuternden, ergänzenden und abändern⸗ 
den Beſtimmungen, ; 

treten vom 1. September d. J. ab in dem vormaligen Herzogthum 
Naſſau und den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen, mit Ausſchluß 
des Oberamtsbezirks Meiſenheim, in Wirkſamkeit, jedoch mit den nachſtehenden 
Abänderungen, beziehungsweiſe Einſchränkungen. 


9 
In den ehemals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen bleiben in Bezug 
auf den en die $$. 25. 115 92 0 Tarifs inſoweit außer Anwendung, 
a ben its 14. D. diefer Verordnung dieſerhalb etwas Anderes nicht beſtimmt 
orden iſt. 


$. 3. 
Statt $. 16. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: 


Wo der Tarif nicht ausdrücklich die Erhebung von Stempelbeträgen an⸗ 
ordnet, findet eine ſolche nicht ſtatt. 

Wo in den im F. 1. bezeichneten Gerichtskoſten⸗Geſetzen a das Stempel⸗ 
geſetz verwieſen worden iſt, find die entſprechenden Beſtimmungen der Verordnung 
über die Verwaltung des Stempelweſens und die Erhebung des Urkunden⸗ 
ſtempels vom 19. Juli d. J. (Geſetz-Samml. S. 1191.) beziehungsweiſe der 
durch dieſe Verordnung nicht aufgehobenen Naſſauiſchen reſp. Kurheſſiſchen Stem⸗ 
pelgeſetze maaßgebend. . b 

8 Die Stempelbeträge, deren Erhebung der Tarif ($. 24. Nr. 1.) beibehält, 
werden wie Gerichtskoſten verrechnet, insbeſondere bei Anwendung der Vor⸗ 
Gr. 6793.) ſchriften 
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ſchriften ö. 4. bis 6. des Gefehes vom 10. Mai 1851. als Gerichtskoſten ber 
handelt. Ein Verbrauch von Stempelmaterial in den bei den Gerichtsbehörd 
zu bearbeitenden Angelegenheiten findet nicht ſtatt. 


$. 4. 
Statt $. 18. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: 


Eine ausſchließliche oder auch nur theilweiſe Anweiſung der richterlichen 
Beamten und der Boten und Exekutoren auf ſelbſtverdiente Gebühren ſtatt der 
Beſoldung findet nicht ſtatt. Dagegen ſind die Miniſter der Finanzen und der 
Juſtiz ermächtigt, zu beſtimmen, daß den Büreaubeamten bei den Kreis⸗ und 
Amtsgerichten die Kalkulaturgebühren, ſowie gegen die Verpflichtung zur Remu⸗ 
nerirung der erforderlichen Gehülfen und reiber und zur Beſtreitung der 
Büreaukoſten ein Theil von den Gerichtskoſten als ein neben der fixirten Be⸗ 
ſoldung zu beziehendes, bei der Penſionirung jedoch nicht anrechnungsfähiges 
Einkommen angewieſen wird. 4 


§. 5. 


Der F. 19. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. findet keine Anwendung. 1 


F. 6. 
Statt F. 21. des Geſetzes vom 10. Mai 1851: 


Wenn in einer am 1. September d. IJ. noch nicht beendigten Rech 
angelegenheit Koſten oder Stempel bereits theilweiſe in Anſatz gekommen fi 
ſo kommt deren Betrag auf die nach dem Tarif zu liquidirenden Koſten in Ab⸗ 
zug; in den am 1. September d. J. noch nicht beendigten Civilprozeſſen jedoch 
nur inſofern, als das Verfahren in der Inſtanz, für welche die Koſten in An 
zu bringen ſind, in die nach der Verordnung über das Verfahren im Ci 
people vom 24. Juni d. J. (Geſetz-Samml. S. 885.) vorgeſchriebenen Form 
umzuleiten geweſen ift. | 
$. 7. 


Die Vorbemerkung Nr. III. des Tarifs bleibt außer Anwendung. 


§. 8. 
Statt $. 10. des Tarifs: 


Das von Amtswegen ohne vorangegangenes Verfahren zu erlaſſende Konkurs 
erkenntniß ($. 52. Nr. 1. bis 3. der Konkursordnung vom 28. September 18: 
Naſſauiſches Verordnungsblatt S. 182.) ingleichen das von Amtswegen eingeleitet 
und bei dem Nachweis der Zahlungsfähigkeit des Schuldners eingeſtellte Ueber 
ſchuldungsverfahren iſt kostenfrei. Dagegen wird der Satz Artikel 7. K. de 
Geſetzes vom 9. Mai 1854. erhoben für die Verhandlung über die Eröff 
des Konkurſes und die Maaßregeln zur vorläufigen Sicherſtellung der 1 0 


„ 


denn in Folge derſelben auf Konkurs erkannt wird, oder die Gläubiger, welche 

die Hülfsvollſtreckung erwirkt haben, die Einſtellung des Ueberſchuldungsverfahrens 

beantragen ingleichen für die Verhandlung über die cessio bonorum. Das 

Koſtenobjekt iſt in dieſen Fällen als cet anzunehmen. 

0 Bei Einſtellung des Ueberſchuldungsverfahrens auf den Antrag der Gläu⸗ 

biger) welche die Hülfsvollſtreckung erwirkt haben, find die Koſten von den letzteren, 

in den anderen Fällen aus der Konkursmaſſe zu erheben. 

Wird gegen das Erkenntniß ein Rechtsmittel eingelegt, und daſſelbe ver⸗ 

borfen, jo kommen für die Verhandlung und Entſcheidung darüber die nämlichen 

Setze, wie im gewöhnlichen Prozeſſe zun Anwendung; wenn dagegen das Konkurs⸗ 
Erkenntniß in Folge des von dem Schuldner eingelegten Rechtsmittels aufgehoben 
wird, ſo ſind die Koſten des Verfahrens in beiden Inſtanzen bis auf die dem 
Schuldner zur Laſt fallenden baaren Auslagen niederzuſchlagen. 


$. 9. 
Statt Artikel 12. des Geſetzes vom 9. Mai 1854: 

X. Für die Exekutionsmaaßregeln, welche der Zwangsverſteigerung von Grund⸗ 
ſtücken vorausgehen, inſonderheit für das Pfändungsdekret, den Pfändungs⸗ 
akt und die auf den letzteren ergehende gerichtliche Verfügung, welche die 
Fortſetzung des Exekutionsverfahrens anordnet, ſind für jeden dieſer Akte 
beſonders die Sätze Artikel 5. A. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. nach 
dem Betrage der beizutreibenden Forderung zu erheben. 

. 910 jeden von dem Amtsgerichte abgehaltenen Lizitationstermin iſt zu 
erheben: 

a) von dem Betrage bis zu 100 Rthlr.einſchließlich, von je 25 Rthlr. 74 Sgr., 

b) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr. von je 50 Rthlr. 5 Sgr., 


a re nn. 
d) 2 5 5 5 1000 = zuſätz lich f 15 . 
N 5 5000 „ von je 100 15 
Denen - 10,000 - zuſätzlich 1 Rthlr. 
8) 20,00 - b I. 


h) bei Objekten über 20,000 Rthlr. zuſätzlich noch 2 Rthlr. 

Im Falle der Antrag auf Verſteigerung nach Abgang der Publi⸗ 
kations⸗Ausſchreiben zurückgenommen wird und der Lizitationstermin 
vor dem Amtsgerichte anberaumt worden war, tritt der Satz Artikel 5. A. 
des Geſetzes vom 9. Mai 1854. zur Hälfte ein. 

C. Für die richterliche Genehmigung des Verkaufs kommen zur Hebung: 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 7 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 4 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage bis 10,000 Rthlr. von je 200 Rthlr.: 

a 24 Rthlr., | 

Arbegang 1867. (Nr. 6793.) 186 d) von 


ſtücke, in Anſehung deren die Genehmigung 
ſagt wird, beſonders zu berechnen. A 
Die Beträge find nach dem Meiſtgebot, wenn es aber nicht zur 
Lizitation kommt, nach dem Taxwerthe zu beſtimmen. Erreicht das 
Meiſtgebot nicht 3 des Taxwerthes, fo iſt der letztere Betrag — 3 ds 
Taxwerthes — bei Berechnung der Koſten zum Grunde zu legen. Soweit 
in dem letzteren Falle das Kaufgeld zur Berichtigung der aus der Maſſe 
1 0 zu entnehmenden, durch den Koſtenvorſchuß nicht gedeckten Kofte 
unzureichend iſt, bleibt der Käufer für den überſchießenden Betrag 
ſelben verhaftet. i i 5 
i $. 10. 
Statt des Geſetzes vom 15. März 1858. und F. 12. des Tarifs: 
Im Konkursprozeſſe wird erhoben: i 
1) für die Sicherſtellung, Ermittelung und Feſtſtellung der Aktivm 
ſowie deren Diſtribution, jedoch ausſchließlich der Koſten für die 
biliarverſteigerung und die Sequeftration der Grundſtücke, von dem Be 
der nach Abfindung der Vindikanten, Separatiſten, Fauſtpfand⸗ 
Hypothekgläubiger ſich ergebenden gemeinen Maſſe, falls dieſe 
Paſſivmaſſe nicht überſteigt: 5 
a) von dem Betrage bis zu 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 14 Sg 
b) von dem Mehrbetrage bis zu 2000 Rthlr. von je 100 Rihh 
e) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 15 Sgr. 5 
Im Falle fi) eine Suffizienz der Maſſe ergiebt, ſind dieſe Süße 
nach dem Betrage der Paſſivmaſſe zu berechnen ; N 
2) für die Berufung der Konkursgläubiger zum Liquidationstermin / 
die Prüfung der angemeldeten Forderungen und das Lokations⸗ let 


kommt die Hälfte der vorſtehenden Sätze zur Hebung. a 
3) Es wird nur die Hälfte der Sätze zu 1. und 2. erhoben, wenn der 
kurs aufgehoben oder durch Vergleich beendigt worden iſt (SS. 62. und 


= 


der Konkursordnung vom 28. September 1859. Naſſauiſches Ver⸗ 
ordnungs⸗Blatt S. 182.). 


4) Die bei Anwendung der vorſtehenden Koſtenſätze in Betracht zu ziehende 
gemeine Maſſe wird nach dem Exlöſe der bereits verkauften Gegenſtände 
oder eingezogenen Forderungen berechnet. Unveräußerte Gegenſtände 
kommen nach dem Taxwerthe, e nach dem Nennwerthe, 
Kreditpapiere, Fonds und Effekten nach dem Kurſe am Tage der Koſten⸗ 
berechnung in Anſchlag. Forderungen, deren Uneinziehbarkeit feſtſteht, 
bleiben außer Berechnung. 


5) Für die einzelnen Liquidations⸗ und Prioritätsprozeſſe kommen die Koſten 
wie in gewöhnlichen Prozeſſen zur Erhebung. Bei Prioritätsklagen iſt 
der Gegenſtand als unſchätzbar anzunehmen, wenn die Forderung des 
Klägers die Summe von 60 Rthlr. überſteigt. Für die Liquiderkennung 
der im Liquidationstermin als richtig zugeſtandenen Anſprüche ſind keine 
Koſten zu erheben. 

6) Für die Prüfung eines Geſuchs um die Reſtitution gegen die aus der 
Verſäumung des Liquidationstermins ſich ergebende Wirkung der Prä⸗ 
kluſion wird der Satz Artikel 5. A. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. 
um die Hälfte erhöht und ohne Beſchränkung auf ein Minimum von 
dem Reſtitutionsſucher erhoben. 


7) Für die Verſteigerung der zur Konkursmaſſe gehörigen Immobilien ſind 
die Koſtenſätze H. 9. B. und C. dieſer Verordnung zu erheben. 


El. 


Statt $. 13. des Tarifs: 


Für die in Folge des Adminiſtrationskonkurſes oder auf Antrag eines 
Gläubigers ausgebrachte Beſchlagnahme der Gutseinkünfte de. Sequeſtration oder 
Administration einer unbeweglichen Sache — ausſchließlich der Remuneration 
des Sequeſters — wird nach dem Jahresbetrage der aufkommenden Revenüen 

die Hälfte der Sätze $. 10. Nr. 1. dieſer Verordnung, und wenn damit eine 

ü Vertheilung verbunden iſt ($. 72. der Konkursordnung vom 
28. September 1859., Naſſauiches Verordnungsblatt S. 182.), werden die vollen 
Sätze des §. 10. Nr. 1. a. a. O. erhoben. 

S Für die bei dieſem Verfahren etwa entſtehenden eigentlichen Prozeſſe wer⸗ 
5 den die für dieſe beſtimmten Sätze beſonders erhoben. 


9. 125 


Statt $. 14. des Tarifs: 5 


1) Für die Erkennung der Auspfändung durch den Erlaß eines Pfändungs⸗ 
dekrets ($. 20. des Geſetzes vom 16. Juli 1851., Naſſauiſches Verord⸗ 
nungsblatt S. 121.), für den Erlaß des Befehls zur Vollziehung des 

0 Urtheils durch perſönliche Verhaftung Gs 9 5 ff. a. a. O.) oder des 
(Nr. 6793.) ig eine 


Spa; © 70) — in allen 1255 Füllen PH der 
derlichen Nebenverfügungen oder Verhandlungen — wird bei Betr: 
bis zu 1 Rthlr. einſchließlich: 2 Sgr., und bei höheren Beträgen der 
Artikel 5. A. des Geſetzes vom 9. Mai 1854., jedoch unter Fortfall 
Beſchränkung auf das Minimum von 5 Sgr., erhoben, und zwar für 
jede dieſer Exekutionsmaaßregeln beſonders nach dem Betrage des Gege 
ſtandes derſelben und bei erneuerten Anträgen wiederholt. 


Für die Vollziehung der Auspfändung ohne Rückſicht auf das Ege 
derſelben, oder wenn bei dem Antritt der Vollziehung dem Gericht 
befehle genügt oder der Exekutionsantrag zurückgenommen wird, iſt d 
Satz zu 1. nochmals zu erheben. 


Für die Vollſtreckung der Exekution durch Perſonalarreſt oder durch 0 
führung der executio ad faciendum wird erhoben: . 


a) bei Beträgen bis zu 1 Rthlr. einſchließlich: 2 Sgr., 8 
b) bei Beträgen bis zu 100 Rthlr. einſchließlich, von je 10 geh 
4 Sgr., jedoch ni t unter 5 Sgr., | 
c) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlr. einſchließlich, vo 
10 Rthlr.: 2 Sgr., 5 


d) von dem Mehrbetrage von je 50 Rthlr.: 6 Sgr. 


Für die auf den Pfändungsakt ergehende richterliche Verfügung, w 
weitere Zwangsmaaßregeln anordnet ($. 38. des Naſſauiſchen Geſet 
vom 16. Juli 1851.), ſind von dem wirklich beigetriebenen Betrag 
Forderung die Sätze ad 3. unter Anrechnung der Koſten ad 2. 

11 dergeſtalt, daß, im Falle blos ein Theil der Forderung beige 
en wird, nicht weniger als der Satz 2. zur Erhebung gelangt. 


Die Beſtimmungen ad 2. bis 4, bleiben außer Anwendung, und 
wendet es lediglich bei dem Koſtenſatze zu 1., wenn auf Grund der im 
Pfändungsdekrete getroffenen ausdrücklichen Anordnung ausstehende & 
derungen, Beſoldungen, Penſionen und andere an die Perſon d 
Schuldners gebundene Einkünfte in Beſchlag genommen 9 i 


F 
Statt $. 23. des Tarifs und Artikel 16. Nr. 3. des Geſetzes vom 9. Ma 


1) Für die gerichtliche Verfügung, durch welche die . Verſtage 
von Grundſtücken geſtattet wild, 


2) für jeden vom Amtsgericht abgehaltenen Lizitationstermin, einft Ließli 
der ai Bezug habenden Publikations- Ausſchreiben, werden die Ko 


— Ubi» 
ſätze H. 16. des Tarifs, und zwar für jeden der Akte zu 1. und 2. be⸗ 
ſonders berechnet. f 


3) Für die Genehmigung der Zuſchlagsertheilung von Seiten des Verſtei⸗ 
gerers, wenn dieſelbe gerichtlich protokollirt oder gerichtlich beglaubigt 
wird, find die Koſten nach $$, 16. oder 18. und beziehungsweiſe 21. 
des Tarifs zu erheben. * 

Bei der Aufhebung des Verſteigerungsverfahrens vor Abhaltung 
des Lizitationstermins bewendet es bei dem Koſtenſatze zu 1. 

Wenn in einem und demſelben Verfahren mehrere Grundſtücke 
zur freiwilligen Verſteigerung geſtellt werden, ſo ſind die Sätze zu 1. 
und 3., und im Falle der Aufhebung des Verfahrens vor erfolgter Ge⸗ 
nehmigung der Zuſchlagsertheilung auch der Satz zu 2., nach dem zu⸗ 
ſammenzurechnenden Werthe aller Grundſtücke, falls aber die Zuſchlags⸗ 
ertheilung genehmigt wird, der Satz zu 2. für jeden Käufer nach dem 
zuſammenzurechnenden Werthe der ihm zugeſchlagenen Grundſtücke zu 
berechnen. Die Beſtimmung des Werths erfolgt nach den im §. 9. 
dieſer Verordnung beſtimmten Grundſätzen. 


§. 14. 
Statt §h. 25. bis 32. des Tarifs: 


A. Für das Ab⸗ und Zuſchreiben der Grundſtücke bei Beſitzveränderungen 
im Original⸗Stockbuch, einſchließlich der dabei vorkommenden Neben- 
geſchäfte ſind zu erheben: 

von dem Betrage bis zu 5 Rthlr. einſchließlich: 5 Sgr., 
. 1 200 Rthlr. von je 25 Rthlr.: 10 Sgr., 
Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 10 Sgr., 
: von je 500 Rthlr.: 15 Sgr. 
Der Werth mehrerer Grundſtücke, welche zugleich auf ein und 
daſſelbe Folium (Artikel) eingetragen werden, wird zuſammengerechnet. 

B. Für die Eintragung eines Pfandrechts oder eines Eigenthumsvorbehalts 
in das Oxriginal⸗Stockbuch und alle dabei vorkommenden Nebengeſchäfte 
einſchließlich der künftigen Löſchung iſt zu erheben: 

von dem Betrage bis zu 5 Rthlr. einſchließlich: 5 Sgr., 
. 5 200 Rrihlr. von je 25 Rthlr.: 74 Sgr., 

0 Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 72 Sgr., 

8 . . von je 500 Rthlr.: 15 Sgr. 

0. Für die Vermerkung einer Ceffion, einſchließlich der erforderlichen Be⸗ 
8 nachrichtigung und aller dabei ſonſt vorkommenden Nebengeſchäfte wird 
die Hälfte der Sätze ad B. erhoben. | 

(Ar. 6793) D. Für 


PD. Für die Ausfertigung jeder Urkunde über den Eigenthumsübe gi 
(Kauf⸗, Tauſch⸗, Steig-, Schenkungsbrief 2c.), oder über die Beſte 
von Servituten, einſchließlich der darin extheilten Beſcheinigung über die 
erfolgte Eintragung in das Stockbuch wird 3 des Satzes zu B., jedoe 
nicht unter 23 Sgr. und nicht über 2 Rthlr. erhoben. 3 
In den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheilen wi 
dieſer Koſtenſatz erhoben: 9 
für die Ausfertigung eines a beziehungsweiſe für 
die richterliche Beſtätigung der bei den Ortsgerichten protokollirten o 
außergerichtlich errichteten Verträge, welche entweder vermöge der 
ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, oder auf Verlangen der Intereſſenten 
ertheilt wird, und zwar für jede eingereichte oder ertheilte Ausfertigung. 
In denjenigen Bezirken, in welchen die Großherzoglich Heſſiſchen 
Geſetze vom 21. Februar 1852. 15. September 1858. und 19. Ju: 
nuar 1859. nach Anleitung der Inſtruktionen vom 29. Juni 1858. und 
1. Dezember 1861. zur Anwendung kommen, wird derſelbe Koſtenſaß 
erhoben: = 
a) für jede von dem Amtsgerichte an ein oder an mehrere Ortsgerichte 
gleichzeitig ergehende Weiſung wegen Bewirkung eines Eintrags ode 
einer Löſchung beim Hypothekenbuch und für jede Eintragung in 
das Mutations⸗Verzeichniß; Be, 
b) die Hälfte dieſes Koſtenſatzes hingegen für die Weiſung des Amts 
gerichts an das Ortsgericht wegen eines Eintrages oder einer Löſchung 
in die Fauſtpfand⸗Tabelle. 8 s 
Für die bei der Führung des Original⸗Stockbuchs von den 
Gerichten etwa aufzunehmenden Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
inſonderheit für die Aufnahme von Schuld⸗ und Pfandverſchteibungen 
einſchließlich der darüber auszufertigenden Urkunden, werden die da 
beſtimmten ia beſonders erhoben. Dagegen find durch die Koften 
pe Mu A. bis I). die Geſuchs⸗, Ausfertigungs- und Protokoll⸗Stempel 
gedeckt. 5 


§. 15. 


Statt $. 5. des Geſetzes vom 1. Mai 1865: 


a Für die gerichtliche Verlautbarung des von den Erben über die Theilung 
des Nachlaſſes errichteten Vertrages ſind die Koſten nach $. 20. des Tarifs! 
Verbindung mit $. 8. des Geſetzes vom 1. Mai 1865. zu erheben. 


a die 
A. Statt F. 41. des Tarifs: 


Für die Beſtellung von Kuratoren zur Wahrnehmung einzelne 
Geſchäfte und deren etwaige Beaufſichtigung und Beſtätigung , namen 
bei Ernennung von Litiskuratoren, Kuratoren der liegenden Erbma 


Be 


bei Stiftungen u. ſ. w. find ftatt aller Sporteln und Stempel die Sätze 
$. 16. des Tarifs zu erheben. Dieſe Sätze können jedoch nur inſoweit 
zum Anſatz gebracht werden, als nicht rückſichtlich der Perſonen, in 
deren Intereſſe der Kurator beſtellt wird, eine Vormundſchaft oder 
Kuratel einzuleiten iſt, auf welche die hier folgenden Beſtimmungen 
Anwendung finden. 


B. Statt $. 42. des Tarifs: 


In anderen Kuratel- und in Vormundſchaftsſachen, ſei es, daß 
ein aufſehender oder verwaltender Vormund beſtellt worden iſt, find 
zu erheben von demjenigen Vermögen der Kuranden, welches der Auf⸗ 
ſicht oder Verwaltung des Vormundes unterliegt, inſofern daſſelbe über 
50 Rthlr. beträgt (§. 7. Nr. 5. des Geſetzes vom 10. Mai 1851): 

von dem Betrage bis zu 100 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 3 Sgr., 
von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 72 Sgr., 
. bis zu 500 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 10 Sgr., 
N . von je 100 Rthlr.: 5 Sgr. 
C. Zu H. 43. des Tarifs: 

Außerdem ſind zu erheben für die Reviſion und Abhör der 

Vormundſchaftsrechnung: 
die Hälfte der Sätze $. 43. des Tarifs. 


D. Statt F. 44. des Tarifs: 


Außer den vorſtehenden Koſtenbeträgen und den etwa entſtehenden 
baaren Ko und Kalkulaturgebühren dürfen keine Koſten angeſetzt 
werden für alle diejenigen Verhandlungen und Verfügungen der Vor⸗ 
mundſchaftsbehörde, welche dieſelbe Behufs Ermittelung, Sicherſtellung, 
Verwaltung oder Beaufſichtigung desjenigen Vermögens vornimmt oder 
erläßt, welches zur Zeit der Einleitung der Vormundſchaft oder Kuratel 
der vormundſchaftlichen Aufſicht unterworfen wird. 


E. Zu H. 45. des Tarifs: 

Bei Regulirung eines ſpäter oder ſchon vor Eintritt des Falles 
der Bevormundung angefallenen Nachlaſſes, in Anſehung deſſen bis 
dahin eine Vormundſchaft nicht angeordnet war (f. vorſtehend sub B.), 
kommen die im Geſetze vom 1. Mai 1865. und F. 15. dieſer Verord⸗ 
nung beſtimmten Koſten zum Anſatz. 


Salz. 
8 Die Tarifſätze in Strafſachen ſind in der hierüber ergangenen beſonderen 
erordnung vom heutigen Tage beſtimmt. In Folge deſſen bleiben außer An⸗ 


wendung die §§. 1. bis 14. und 16. des Geſezes vom 3. Mai 1853. beziehungs⸗ 
(Ar, 6793.) weiſe 


| a 9 5 1408 „„ Re 
weiſe die $$. 48. bis 59. des Tarifs, ingleichen alle über den Anſatz und di 
Erhebung der Gerichtskoſten in Injurienſachen in dem Geſetze vom 10. Mai 18 


dem dazu gehörigen Tarife und den daſſelbe ergänzenden Beſtimmungen entha 
tenen Vorſchriften. | 


— 


$. 18. 
Statt F. 63. des Tarifs und Artikel 21. des Geſetzes vom 9. Mai 1854: 


A. In allen Fällen, in welchen einer Partei auf deren Antrag Abſchriften 
oder Ausfertigungen aus den Prozeßakten — nach Beendigung der 
Inſtanz — oder von anderen Verhandlungen oder Dokumenten, deren 
Mittheilung nicht mehr durch den gewöhnlichen Geſchäftsgang beding 
iſt und auch ohne Antrag nothwendig erfolgen mußte, mitgetheilt worder 
ſind zu erheben: für jeden auch nur e Bogen 23 Sgr. bei 
einfachen Abſchriften, der doppelte Betrag bei beglaubigten Abſchriften 
und Ausfertigungen. Bei Ertheilung von beglaubigten Abſchriften und 
Ausfertigungen ſtempelpflichtiger Dokumente iſt zugleich der Betrag de 
in den Stempelgeſetzen vorgeſchriebenen Stempels zu erheben. g 


B. Wenn Vollmachten und letztwillige Dispoſitionen ohne den vorgeſchrie⸗ 
benen Stempel eingereicht werden, ſo iſt der Betrag deſſelben als Ge 
richtsgebühr zu liquidiren und einzuziehen. Inwieweit das gleiche Ver⸗ 
fahren bei den noch fernerhin nach den bisherigen Naſſauiſchen ode 
Kurheſſiſchen Stempelgeſetzen zu verſteuernden ſtempelpflichtigen Schrif 

ſtücken eintreten ſoll, wird auf Grund der Vorſchriften im 2. Abſatz 
$. 1. der Verordnung vom 19. Juli d. J. (Geſetz-Samml. S. 1191 
angeordnet werden. | | 
Inventarien, welche außergerichtlich aufgenommen werden un 

zum Gebrauch bei ſtempelpflichtigen Verhandlungen dienen, unterliege 
einer Stempelabgabe von 15 Sgr. In Betreff der Erhebung dieſe 
Abgabe kommen ausſchließlich die Vorſchriften der Verordnung vor 
19. Juli d. J. und in den bei den Gerichten zu bearbeitenden Sache 
die Beſtimmung im letzten Abſatze F. 3. der gegenwärtigen Verordnun 
zur Anwendung. 


$. 19. 
Statt F. 66. des Tarifs: 


Für Mobiliarverſteigerungen ſind die Gebühren nach der Gebührentaxe 
für die Auktionskommiſſarien vom 24. Juni 1845. zu berechnen. 5 


$. 20. 
Zu F. 67. des Tarifs: 0 

Die Gebühren der zu vernehmenden oder zuzuziehenden Zeugen, Sach 5 
verſtändigen, Geiſtlichen und Aerzte ſind nach 1 des Regulativs ; 
beſtimmen, welches der heute erlaſſenen Verordnung, betreffend den Anſatz de 
Gerichtskoſten in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig, beigefügt iſt. 90 


zn 


5 Die Gebühren der Bürgermeiſter und Feldgerichte beziehungsweiſe Orts⸗ 

erichte für die auf Anweiſung des Gerichts vorzunehmenden Geſchäfte oder auf 
Antrag der Exekutoren zu ertheilenden Auszüge und Atteſtate ſind nach den in 
den betreffenden Inſtruktionen beſtimmten Sätzen, einſchließlich der von den Bürger⸗ 
meistern, Feld⸗ und Ortsgerichten zu den Verhandlungen und Ausfertigungen 
zu verwendenden Stempel, durch dieſelben auf Grund der richterlichen Feſtſetzung 
bon der zur Zahlung verpflichteten Partei unmittelbar einzuziehen. 


. 


Die Geſetze vom 11. und 12. Mai 1851., betreffend den Anſatz und die 
Gebühren der Notare und der Rechtsanwalte nebſt dem Tarif (Geſetz-Samml. 
S. 651. und 656.), treten von dem im F. 1. dieſer Verordnung gedachten Zeit⸗ 
punkte ab in Wirkſamkeit, jedoch mit den nachſtehenden Abänderungen und Ein⸗ 
ſchränkungen. 


| F. 25. 
Zu H. 10. des Geſetzes vom 12. Mai und $. 18. des Geſetzes vom 11. Mai 1851: 


„Faür alle nicht ſchon vor dem obengenannten Zeitpunkte beendigten Ge⸗ 
ſchäfte kommen die nach den bezeichneten Geſetzen zuläſſigen Gebühren in An⸗ 
wendung; in Prozeſſen jedoch nur inſofern, als dieſelben in der Inſtanz, für 
welche zu liquidiren iſt, in die nach der Verordnung über das Verfahren in 
wilprozeſſen vom 24. Juni d. J. (Geſetz⸗Samml. S. 885.) vorgeſchriebenen 
ormen umgeleitet worden find. 


$. 23. 
Statt §. 5. Nr. 4. des Tarifs vom 12. Mai 1851: 


Für die beim Konkursverfahren entſtehenden einzelnen Liquidations⸗ und 

Hrioritätsprozeſſe erhält der Rechtsanwalt als Vertreter der Konkursgläubiger 
die im $. 4. des Tarifs beſtimmten Gebührenfäge; für alle außerdem im 

Konkursverfahren für die Konkursgläubiger zu beſorgenden Geſchäfte, einſchließ⸗ 

lich der Anfertigung der Liquidationsberichte und Wahrnehmung des Liquida⸗ 
Paule „die im erſten Abſchnitt sub II. §§. 12. bis 20. beſtimmten 
ebühren. 


8. 2% 
Zu $. 7. des Tarifs vom 12. Mai 1851: 
Der Koſtenanſatz zu $. 7. e. bleibt außer Anwendung. 


$. 25. 
Statt §. 21. des Tarifs vom 12. Mai 1851: 


1) In Konkursprozeſſen erhält der Kontradiktor für das Verfahren zur 
Feſtſtellung der einzelnen Liquidate in erſter Inſtanz nur den Satz A. 
Jahrgang 1867. (Nr. 6793.) 187 : be: 


A 


beziehungsweiſe den zuſätzlichen (., nicht aber den Satz B. §. 4 
Tarifs; in den weiteren Inſtanzen und in allen von ihm ſonſt zu fi 
renden Prozeſſen dagegen gelten lediglich die Beſtimmungen des Tari 


2) Der Maſſenkurator, und zwar ſowohl der Interimskurator als auch 
der definitive Kurator, erhält für feine gefammte, die Ermittelung und 
Liquidemachung der Aktivmaſſe betreffende Geſchäftsführung, und zw 

a) von dem Betrage bis zu 1000 Rthhr. einſchließlich: 1 bis 3 Prozen 
b) bon dem Betrage über 1000 Rthlr. bis 5000 Rthlr.: 3 bis 

12 Prozent, 

e) von dem Betrage über 5000 Rthlr.: 4 Prozent. 
Die Ausmittelung des Betrages der Maſſe erfolgt nach den g, 10. 

Nr. 4. dieſer Verordnung bezeichneten Grundſätzen. Die zur Konkurs- 
maſſe gehörigen Immobilien bleiben indeß bei der Beſtimmung der Ber 
lohnung des Maſſenkurators außer Betracht. — 


3) Für die Verwaltung der zur Konkursmaſſe gehörigen Immobilien erhält 
der Maſſenkurator oder der für dieſe Verwaltung beſonders beſtellte Se 
queſter oder Adminiſtrator: ö 

bei der Verwaltung von Landgütern eine nach billigem Ermeſſen 
und der Beſchaffenheit des einzelnen Falles vom Konkursgerichte zu 
beſtimmende beſondere Entſchädigung 7 
bei der Verwaltung von ſtädtiſchen Grundſtücken von der baat 
eingegangenen Miethe jeder Wohnung: 4 
bei einem jährlichen Miethsertrage derſelben bis 50 Rihli. 
einſchließlich: 7 Prozent, 3 

bei einem jährlichen Miethsertrage von 50 bis 100 Rrhli. 

6 Prozent, = 

bei einem jährlichen Miethsertrage von 100 bis 150 Rth 

5 Prozent, 


N N 


derſelben, die bewieſene Thätigkeit und Umficht, ſowie auf den Bet 
der der Maſſe verurſachten anderweiten Koſten Rückſicht zu nehmen. 


Scheidet der Maſſenkurator vor Beendigung ſeiner Amtsverrie 
en aus, ſo hat er nur einen feinen Leitungen entſprechenden Theil de 
n zu fordern. Daſſelbe gilt von dem eintretenden Erſatzmann 
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$. 26. 


Die Gebühren der Rechtsanwalte in Strafſachen, insbeſondere auch in dem 
Verfahren auf erhobene Privatklage ($$. 487. ff. der Strafprozeß⸗Ordnung vom 


> 25. Juni d. J., Gefeß-Samml. S. 1045.), follen nach den darüber in der Ver⸗ 


ordnung, betreffend den Anſatz der Gerichtskoſten in Strafſachen ꝛc, vom heutigen 
Lage enthaltenen Beſtimmungen erhoben werden. Der $. 15. des Geſetzes vom 
3. Mai 1853. beziehungsweiſe die $$. 22. bis 27. des Tarifs vom 12. Mai 1851. 

bleiben außer Anwendung. 


$. 27. 


Zu F. 14. des Geſetzes vom 11. Mai 1851: 
Für die Abhaltung von Mobiliarverſteigerungen haben die Notare die 
5 Be nach den im 8. 19. dieſer Verordnung getroffenen Beſtimmungen zu 
berechnen. 
* $. 28. 
1 Alle dieſer Verordnung zuwiderlaufenden Beſtimmungen treten vom 1. Sep⸗ 
bember d. J. ab außer Anwendung. 

x Wo in den Koften- und Gebührengeſetzen und Tarifen ($$. 1. und 21.) auf 
Geſetze oder Verordnungen Bezug genommen wird, welche in dem Geltungs⸗ 
bereiche der gegenwärtigen Verordnung nicht in Kraft ſind, treten die entſprechen⸗ 
den beſtehenden Geſetze und Verordnungen an deren Stelle. Zweifel, welche ſich 
in dieſen Beziehungen bei Anwendung der im H. 1. bezeichneten Geſetze ergeben, 
werden durch den Hatten erledigt. 


$. 29. 
Der Juſtizminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 


F. 30. 

0 Die Miniſter der Finanzen und der Juſtiz haben die Anordnungen zu 
tteffen, welche erforderlich find, um die Erhebung und Verrechnung der Koſten 
und Gebühren den Gerichten ſoweit als thunlich abzunehmen und den von ihnen 
zu beſtimmenden Verwaltungsbehörden zu übertragen. a 


1 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckten 
. Königlichen Inſiegel. 
N Gegeben Schloß Babelsberg, den 30. Auguſt 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 


| Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
x Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


mr. 86936794. 1875 Nr. 6794. 
Se ) ( ) 


6794.) Verordnung, betreffend den Anſatz der Gerichtskoſten und de \ 
Rechtsanwalte in Strafſachen, in denjenigen Landestheilen, für 
die Strafprozeß⸗Ordnung vom 25. Juni 1867. erlaſſen iſt. Vom 30. Mn 
guſt 1867. N 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 


verordnen für die Landestheile, für welche die Strafprozeß⸗Ordnung vom 25. J 
1867. (Geſetz-Samml. S. 933.) erlaſſen iſt, was folgt: 72 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


Sa: 

In allen Straffachen, mit Ausnahme der auf erhobene Privatklage ver I 
handelten Sachen (F. 7.), giebt die rechtskräftige Entſcheidung den Maapftab I 
für die Höhe des Anſatzes der Gerichtskoſten, und zwar auch für die vorhe 

henden Inſtanzen. a 

5 Wenn neben einer Freiheitsſtrafe zugleich auf Geldbuße erkannt iſt, ſo 

Behufs des Koſtenanſatzes die der letzteren eventuell ſubſtituirte Freiheitsſtrafe d 

außerdem erkannten hinzugerechnet. 5 
Iſt nur auf Geldbuße und eventuell dafür eintretende Freiheitsſtrafe erkann 

fo wird der Koſtenanſatz durch die Höhe der erſteren beſtimmt, 755 


§. 2. . 
Wenn eine Strafſache mehrere Angeſchuldigte betrifft, ſo iſt der beſtim 
Tarifſatz von jedem Verurtheilten beſonders und, ſoweit ſich die Höhe des © 
nach dem Strafmaaß richtet, nach Maaßgabe der gegen jeden Einzelnen erkan 
Strafe zu erheben. i 9.3 g : 
In einfachen Holzdiebſtahls⸗ und anderen Sachen, auf welche das in de 
Geſetz vom 2. Juni 1852. (Gefeß-Samml. S. 305.) $$. 25. ff. vorgeſehe 
Verfahren Anwendung findet, wird erhoben: „ 
1) wenn die Strafe in contumaciam oder auf ſofortiges Eingeſtändniß 
feſtgeſetzt iſt: | a 
a) ſofern die Strafe nicht über 2 Rthlr. oder dreitägiges Gefän 
beträgt 5 Sg 


p) ſofern die Strafe höher iſt, jedoch 5 Rthlr. oder enwöchene ö 
10 


Gefängniß nicht überſteigt Sg 
* ig 

d) ſofern die Strafe höher iſt, jedoch 20 Rthlr. oder vierwöchentlich 
Geefängniß nicht überſteigt a lee 


Reh 
e) ſofern die Strafe höher ift, jedoch 50 r ſechswöchentlich 
b Gefängniß nicht überfteigt. 1 Kit 15 © 
£) ſofern die Strafe höher Üt........... 3 ee 


Be 


Ne 


2) wenn die Anſchuldigung beſtritten worden iſt, tritt das Doppelte dieſer 
Sätze ein. 


§. 4. 


I) In polizeigerichtlichen Strafſachen, in denen es zur Hauptverhandlung 
nicht gekommen, vielmehr die Strafe durch erlaſſene Strafverfügung defini⸗ 
tiv feſtgeſetzt worden iſt, werden die Sätze $. 3. unter 1. angeſetzt. 

2) Wird gegen die Strafverfügung Einſpruch erhoben und dieſer durch Urtheil 
verworfen (Strafprozeß⸗Ordnung $. 363.), fo iſt für das ganze Verfahren 
das Doppelte der vorſtehenden Sätze zu erheben. 


K. 55 


Jg allen übrigen in den $$. 3. und 4. nicht erwähnten Strafſachen, mit 

Ausnahme der auf erhobene Privatklage verhandelten ($. 7.), kommen ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob das Verfahren vor dem Polizeigerichte, vor der Strafkammer 
oder vor dem Schwurgerichte ſtattgefunden hat, zum Anſatze: 

1) wenn die erkannte Strafe nicht über 2 Rthlr. oder dreitägige Freiheits⸗ 
entziehung beträgt, 1 Rthlr.; jedoch mit der Maaßgabe, daß, wenn die 
Strafe blos in Geldbuße beſteht, die zu erhebenden Koſten den Betrag 
der Strafe nicht überſteigen dürfen; 

2) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 5 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 

2 x 


Einer Woche nicht überſteig t:: rn Ahle; 
J) wenn die Strafe höher ift, jedoch 10 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
Ueehn Tagen nicht überſteig gg 3 Rthlr.; 
4) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 20 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
er Wochen iht ert 6 Athle.; 
5) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 50 Rthlr. oder Freiheitsentziehung von 
ſechs Wochen nicht überſteigrtrtttttt..... 9 Rthlr.; 
6) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 100 Rthlr. oder Freiheitsentziehung 
von drei Monaten nicht überſteig ee 15 Rthlr., 
7) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 200 Rthlr. oder Freiheitsentziehung 
von ſechs Monaten nicht überſteig t. 20 Rthlr., 

8) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 300 Rthlr. oder Freiheitsentziehung 
von Einem Jahre nicht überſteign t: 25 Rthlr., 
I) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 500 Rthlr. oder Freiheitsent, iehung 
Ron zwei Jahren nicht überſte kt 30 Seht f 
10) wenn die Strafe höher iſt, jedoch 1000 Rthlr. oder Freiheitsentziehung 
ie hel nicht überſtee gg 40 Rthlr.; 
11) wenn die Strafe in einer noch höheren Geldbuße oder Freiheitsentziehung 
beſteht, letztere aber zehn Jahre nicht überſteigt ..... ... 60 Rthlr. ) 
12) wenn auf eine ſchwerere Strafe erkannt iſt. .... 100 Rrhlr. 
Gr. 6794) 65 


14 - 
3 „„ 5 
In den höheren Inſtanzen ſind folgende Sätze zu erheben: 
1) wenn die Berufung in Gemäßheit des $. 381. der Strafprozeß⸗Ordm 9 


ohne Hauptverhandlung zurückgewieſen iſt, die Sätze $. 3. unter I 
jedoch nicht unter 10 Sgr. und nicht über 2 Rthlr. 15 Sgr., 


2) wenn es in der Berufungs⸗ und Nichtigkeitsbeſchwerde-Inſtanz zur Haupt 
verhandlung gekommen iſt: N 


a) in den im $. 3. erwähnten Sachen die doppelten Beträge der daſelb 

unter Nr. 1. erwähnten Sätze, jedoch nicht unter 15. Sgr. und 

nicht über 5 Rthlr., a 

b) in anderen Sachen die Hälfte der $. 5. vorgeſchriebenen Sätze 

jedoch nicht unter 1 Rthlr., ©: 

3) im Falle des $. 392. Abſatz 2. der Strafprozeß⸗Ordnung iſt der Juſtiz 
miniſter berechtigt, diejenigen Koſten, welche in Folge der Nichtigkeitsb 
ſchwerde entſtanden und dem Beſchuldigten zur Laſt gelegt worden fin 
ganz oder theilweiſe niederzuſchlagen. 


7 


In dem Verfahren auf erhobene Privatklage kommen in jeder Inſtanz 
zum Anſatze: e 5 


A. wenn nach ſtattgehabter Beweisaufnahme erkannt wird: 8 
1) in den vor dem Polizeigerichte verhandelten Sachen . 8 Rthl 
2) in den vor der Strafkammer verhandelten Sachen .. 16 Rthlt 


B. wenn ohne Beweisaufnahme erkannt wird, zwei Drittel der Sätze zu 


C. wenn die Sache nach eingetretener mündlicher Verhandlung ohne ( 
kenntniß beendigt wird, die Hälfte der Sätze zu A., 


D. in dem F. 6. Nr. 1. erwähnten Falle, der Satz zu C. 


Wenn mehrere Privatkläger in der nämlichen Sache auftreten, ſo 
ohne Rückſicht auf die Zahl derſelben das 5 der tarifmäßigen Sätze erhob 
Für den hiernach zur Erhebung kommenden Satz haften die in die Koſten v 
teilten Privatkläger antheilsweiſe, für die baaren Auslagen ($. 12.) aber folida 

Für die Widerklage wird ein beſonderer Tarifſatz nicht erhoben. 


F. 8. 5 : 

A. Für die einfache Zurückweiſung der gegen Urtheile eingelegten Beruf 
oder Nichtigkeitsbeſchwerde, eines Geſuches um Wiederaufnahme der Un⸗ 
terſuchung, oder eines Einſpruches gegen die Strafverfügung des Polizel— 
richters, inſofern nicht auf eingelegte Beſchwerde die Zulaſſung angeordnet 
wird, ingleichen bei erfolgter Zurücknahme eines ſolchen techtsmit 


N 


Geſuchs oder Einſpruchs, nachdem aus Veranlaſſung deſſelben der Richter 
erſter Inſtanz bereits verfügt hat, werden erhoben: 


1) in den Fällen der §§. 3. und ..... — Rthlr. 5 Sgr., 
2) in den Fällen des F. 5: 
a) unter k bin „ 
a Be 
G und,, C 
5 8 3 


3) in dem Verfahren auf erhobene Privatklage 20 Sgr.. 

B. Wenn die Beſchwerde wegen Zurückweiſung des Rechtsmittels, Geſuchs 
oder Einſpruchs (littr. A.) in höherer Inſtanz verworfen, oder das Rechts⸗ 
mittel erſt zurückgenommen wird, nachdem der Richter höherer Inſtanz 
in der Sache bereits verfügt, jedoch noch nicht mündlich verhandelt hat, 
ſo kommt das Doppelte der vorſtehenden Sätze zum Anſatz. 

Für Beſcheide in höherer Inſtanz auf andere unbegründet befundene 
Rechtsmittel in Strafſachen werden in den vor dem Polizeigerichte verhan⸗ 
delten Sachen 5 Sgr., ſonſt ohne Unterſchied 10 Sgr. angeſetzt. 

D. Für die Zurückweiſung einer Privatklage wird der Satz zu A. Nr. 3. 

erhoben. 
F. 9. 


\ Für einen durch Schuld der Parteien oder Zeugen vereitelten Termin 
werden von dem ſchuldigen Theile beſonders erhoben: 
n den Fällen des J 8 — Rthlr. 5 Sgr., 
2) in anderen Fällen, 
wenn der Termin angeſtanden hat: 
a) vor dem Polizeigerichte oder einem ein⸗ 


2 


Be zelnen Richter; — 15 
N b) vor einem Gerichtskollegium 1 — 
+ e) vor einem Schwurgericht. 2 — 


$. 10. 


Wird das Geſuch um Wiederaufnahme der Unterſuchung zugelaſſen, ſo 
5 wird für die neuen Verhandlungen nach denſelben Beſtimmungen, welche für das 
erſte Verfahren gelten, liquidirt. . a 
i Erfolgt auf Grund derſelben eine Freiſprechung, ſo ſind dem Freige⸗ 
ſprochenen die etwa für das erſte Verfahren von ihm erhobenen Koſten und 
baren Auslagen zu erſtatten. 1 
SR 


Die nach $. 461. der Strafprozeß⸗Ordnung dem Angeklagten zur Laft 
fallenden Koſten des Kontumazial⸗Verfahrens werden mit der Sin der Sätze des 
a5 nach Maaßgabe der in contumaciam erkannten Strafe, jedoch ar 
r. 6794,) e⸗ 


e 


Beſchränkung auf ein Minimum von 2 Rthle. erhoben 0 ohne Rückſicht au 

Ausfall des in Folge der Geſtellung oder Verhaftung des Angeklagten ergeh 

Urtheils. ü N i ö a 
$. 12. 


Außer den vorſtehenden Tarifſätzen (59, 3—11.) find in Strafſachen m 
Einſchluß der Verhandlungen über Strafvollſtreckung, Strafumwandlung und 
Straferlaß keine Stempel⸗ oder andere Gebühren, fondern nur noch baare Au 
lagen, insbeſondere die in der Sache entſtandenen Reiſekoſten und Diäten d 


Gerichtsperſonen und Beamten der Staatsanwaltſchaft, die an Zeugen, Sac 
verſtändige, Geiftliche und Aerzte gezahlten Gebühren, ingleichen Inſerklonskoſte 
orkobekräge und die in Folge von Requiſitionen ins Ausland erwachſenen 
often dem Verurtheilten in Rechnung zu ſtellen, inſoweit derſelbe nicht in dem 
Urtheil von einzelnen dieſer Nebenkosten entbunden iſt. 775 
ö Portofrei werden befördert alle von den Gerichten und der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft abgehenden Sachen und veranlaßten Inſinuationen. In allen anderen 
Fällen, namentlich für Geldſendungen, wird Porto erhoben; auch behält es 
der Verpflichtung der Parteien, ihre Eingaben und Geldſendungen an die B 


hörden zu frankiren, das Bewenden. 


. 13. 


Von mehreren in derſelben Strafjache verurtheilten Angeſchuldigten ſind 
die baaren Auslagen ($. 12.) ſolidariſch zu erſtatten, inſoweit nicht in dem 


Urtheil etwas Anderes beſtimmt iſt. 
§. 14. 


ae kl, Zu den baaren Auslagen (F. 12) gehören auch die Detentions⸗ i 
flegungs⸗ und Transportkoſten; dieſelben find ſtets nur demjenigen Verurtheilten, 
welchen ſie betroffen haben, in Rechnung zu ſtellen. 55 

Kauer, Die näheren Anordnungen über den Anſatz dieſer Koſten bleiben einen 
von dem Auftigminifter, hinſichtlich der Transportkoſten in Gemeinſchaft mit dem 

ER 8 Miniſter des Innern, zu erlaſſenden Regulative vorbehalten. Bis dieſe Anord 

gen, nungen erfolgen, bleiben die in den einzelnen Landestheilen beſtehenden Vor 

. ſchritten maaßgebend. 8. 15 a 


5 955. Fur 


FR 


Die Zurückerſtattung der nach $. 492. der Strafprozeß⸗Ordnung von dem 
Privatkläger eingezahlten Koſtenvorſchüſſe findet nur inſoweit ſtatt, als 
ſelben den nach rechtskräftiger Entſcheidung oder anderweiter Beendigung 
Sache zum Anſatz kommenden Koſtenbetrag überſteigen; dem Privatkläger Il 


55 — 4 © | | 
im Uebrigen nur das Recht zu, die zur Koſtenzahlung verurtheilte oder verpflich⸗ 
tete Partei nach den für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten geltenden Vorſchriften zur 
Erſtattung anzuhalten. 8 1 a 


5 Die Gebühren der Rechtsanwalte (Advokaten) in Strafſachen werden be⸗ 
ſtimmt durch die Art der ſtrafbaren Handlung, wegen welcher das Hauptver⸗ 
1 0 eröffnet worden iſt, mit Rückſicht auf die höchſte im Geſetze dafür ange⸗ 
rohte Strafe. N 
Die Gebührenſätze werden hiernach, wie folgt, feſtgeſtellt: 
A. Für die Vertheidigung in erſter Inſtanz — die Fälle der Privatklage 
ausgenommen — können liquidirt werden: ; 
J) in einfachen Holzdiebſtahls- und den dieſen gleichgeſtellten an 
1 r. 


5 gr. / 
2) in allen übrigen zur Zuſtändigkeit des Polizeigerichts gehörigen 
Sachen!! 1 Rthlr. 15 Se 
wenn es ſich jedoch um ein Vergehen handelt ... 3 Rthlr., 
3) in den zur Zuſtändigkeit der Strafkammer gehörigen Sachen 5 Rthlr. , 
4) in den zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte Beben Sale 
r. 
wenn aber der Verweiſungsbeſchluß auf ein mit ſchwererer 
Strafe als zehnjähriger Freiheitsſtrafe bedrohtes Verbrechen ge⸗ 
Lichiet iſt t 20 Rthlr., 
5) außerdem, wenn ſich die Dauer der Verhandlung vor dem Schwur⸗ 
erichte in einer Sache über 2 Tage hinaus erſtreckt, für jeden 
1 Tag, an welchem der Rechtsanwalt (Advokat) als Ver⸗ 
theidiger beſchäftigt geweſen iſt e 2 Rthlr. 15 Sgr. 


B. In dem Verfahren auf erhobene Privatklage können liquidirt werden: 
1) wenn nach ſtattgehabter Beweisaufnahme erkannt wird: 
a) in den vor dem Polizeigerichte verhandelten Sachen 5 Rthlr., 
b) in den vor der Strafkammer verhandelten Sachen 8 Rthlr j 
2) wenn ohne Beweisaufnahme erkannt wird, zwei Drittel der Sätze 


ul; 
3) wenn die Sache nach b e mündlicher Verhandlung ohne 
Erkenntniß beendigt wird, die Hälfte der Sätze zu 1. 

0. In höherer Inſtanz find dieſelben Sätze zu liquidiven, jedoch in den 
Fällen zu A. 0 4., wenn der Angeſchuldigte das Rechtsmittel 
en hat, nur nach Maaßgabe der in der früheren Inſtanz wirklich 
erkannten Strafe. i 

Der geringſte Satz für einen bei dem oberſten Gerichtshofe fun⸗ 
girenden Rechtsanwalt iſt in allen Fällen 5 Rthlr. 

D. Iſt blos die ſchriftliche Rechtfertigung der Berufung oder Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde, oder die Gegenſchrift angefertigt worden, ſo können in den 

3 Fällen zu A. 1. und 2. = 15 Sgr., in den Fällen zu A. 3. und 4. die 
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— 1418 ö 5 
halben daſelbſt beſtimmten Sätze und in den Fällen zu B. ein Du 
der Sätze zu 1. a. daſelbſt liquidirt werden. 5 

Ebenſoviel iſt für Begnadigungsgeſuche und Geſuche um Wied 
aufnahme der Unterſuchung zuläſſig. 

Für die Anmeldung eines Rechtsmittels kann, wenn außerdem 
Rechtfertigungsſchrift angefertigt worden iſt, kein beſonderer Satz, im, 
Uebrigen aber in allen Fällen nur 15 Sgr. liquidirt werden. ö 


5. Für die Anfertigung einer Beſchwerdeſchrift bei Rechtsmitteln gegen; 
ſchlüſſe oder Verfügungen können nur 15 Sgr. liquidirt werden. 


Rechtsanwalte (Advokaten), welche als Vertreter eines Privatklägers, 
oder als Vertreter des Fiskus nach F. 479. der Strafprozeß⸗Ordnung 
auftreten, haben dieſelben Gebühren zu beziehen, wie Vertheidiger. 5 

Für die Anfertigung einer zurückgewieſenen oder vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung zurüdgenommenen Privatklage kann 1 Rthlr. 20 Sgr. 
liquidirt werden. Außer den vorſtehenden Gebührenſätzen (A.—F.) find 
nur etwaige Reiſekoſten und Diäten und wirkliche baare Auslagen, nicht 
aber irgend welche andere Gebühren, namentlich auch nicht Schre 
gebühren, in Anſatz zu bringen. 


$. 18. 


In dem Verfahren auf erhobene Privatklage kann die obſiegende Parte, 
welche ſich eines Rechtsanwalts (Advokaten) bedient hat, die Erſtattung der 
bühren und Auslagen deſſelben von dem Gegner nur dann und nur ſo 
fordern, als die Führung der Sache durch ſie ſelbſt gleichfalls zu erſtatte 
außergerichtliche Koſten veranlaßt haben würde, oder wenn die Partei du 
Krankheit, Abweſenheit oder amtliche Dienſtverhältniſſe an der eigenen Wa 
nehmung der Sitzung verhindert war. 


II. Beſondere Beſtimmungen für die Gebiete des vormaligen Koͤnigrei 
Hannover und der vormals freien Stadt Frankfurt. 


$. 19. 


der vormals freien 
mit nachfolgenden 
$. 20. 


Zur Sicherſtellung der gerichtlichen Koſten kann nach Eröffnung des Ha 
verfahrens die Beſchlagnahme des Vermögens des Angeklagten, ſoweit ſie i 


N: 


jenem Zwecke erforderlich ift, auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft von dem 
Gerichte angeordnet werden. b 
8 F. 21. 


Gebührentaxe in Strafſachen betreffend, vom 13. April 1859. und nach 
Artikel 12. unter III. des Frankfurter Geſetzes über Taxen und Gebühren bei 
den Strafgerichten vom 16. September 1856. gewiſſen Klaſſen von Gerichts⸗ 

beamten als Emolumente zuſtehen, werden denſelben aus den eingegangenen Ge⸗ 
lichtskoſten vergütet. Betragen die Gerichtskoſten weniger als die Emolumente, 
ſo kommen die letzteren ſtatt der Gerichtskoſten in Anſatz. 

Können die Koſten nur theilweiſe beigetrieben werden, ſo ſind aus dem 
eingegangenen Betrage die Emolumente zunächſt zu decken. Kann dieſe Deckung 
nicht vollſtändig erfolgen, ſo iſt die eingegangene Summe unter mehrere Gebühren⸗ 
berechtigte verhältnißmäßig zu vertheilen. 

5 Zeit und innerhalb Jahresfriſt nach Aufſtellung der Koſtenrechnung 

unbeibringliche Koſtenbeträge gelten gegenüber den zum Bezuge von Emolumenten 

Berechtigten als definitiv niedergeſchlagen. 

| Die Rum (Abſatz 3. des angeführten Abſchnittes des Hannover: 

ſhen Geſetzes) wird in dem Verfahren auf erhobene Privatklage auch von jedem 
Klſchienenen Privatkläger berechnet. 


$. 22. 


i In dem Verfahren auf erhobene Privatklage ſind die Gerichtskoſten, ſo⸗ 
weit fie nicht durch die vom Privatkläger geleiſteten Vorſchüſſe gedeckt find, in 
der nämlichen Weiße einzuziehen, wie in anderen Strafſachen, dieſelben werden, 
falls das Verfahren ohne Urtheil beendigt wird, dem Privattläger, im Uebrigen 
aber Demjenigen in Rechnung geſtellt, welchem ſie durch die rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidung zur Laſt gelegt find, oder welcher fie durch Einlegung eines zurüd- 
genommenen oder zurückgewieſenen Rechtsmittels veranlaßt hat. 


F. 23. 


dern auf ihren Antrag und ohne daß ihr ein Recht auf deren unentgeltliche Mit⸗ 
ktheilung zuſteht, ertheilt worden, find Schreibgebühren nach den bisherigen Sätzen 
zu erheben. 

$. 24. f 


Wo in dem Hannoverſchen Geſetz (F. 21.) verſchiedene Sätze für Polizei⸗ 
ſkrafſachen, leichte oder ſchwere Straffälle beſtimmt find, tritt die aus der Zu⸗ 
ſtändigkeit der Polizeigerichte, Strafkammern und Schwurgerichtshöfe ſich er⸗ 

gebende Unterſcheidung an die Stelle. 
$. 25. 

In Steuerkontraventionsſachen, welche nach den Beſtimmungen der 
Strafprozeß⸗Ordnung verhandelt werden, findet ein von den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften abweichender Koſten⸗ und Gebührenanſatz — Abſchnitt V. des Hanno⸗ 
Verſchen Geſetzes ($. 21.) — nicht ferner ſtatt. 

Kr. 6794) 188* $. 26. 


Die Gebühren, welche nach Abſchnitt II. des Hannoverſchen Geſetzes, die 


Für Abſchriften, welche einer Partei nicht nach geſetzlicher Vorſchrift, 11 en 


rare 8 


Die im zweiten Abſatze des Artikels 95 des Frankfurter Geſetzes (f 21 
den Armenanwalten eingeräumte Befugniß findet in allen Strafſachen ftatt. 


$. 27. | 


Die Gebühren der Zeugen, Sachverſtändigen, Geiftlichen und Aerzte fi 
in den im $. 19. gedachten Landestheilen nach Maaßgabe des Regulativs zu 
beſtimmen, welche der heute erlaſſenen Verordnung, betreffend den Anſatz der 
Gerichtskoſten in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig, beigefügt iſt. 


III. Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 28. 


Die gegenwärtige Verordnung erlangt mit dem 1. September 1867. G 
ſetzeskraft. Dieſelbe findet auch auf die an das e eee zu Ber 
gelangenden Strafſachen Anwendung und modifizirt ſich hiernach die Beſtimmu 
im $. 11. der über die Errichtung dieſes Gerichtshofes ergangenen Verordnu 
vom 27. Juni 1867. (Geſetz-Samml. S. 1103.). a 


$. 29. 


Mit dem genannten Zeitpunkte ($. 28.) treten alle entgegenſtehend 
Vorſchriften, insbeſondere der Abſchnitt I., der H. 10. Nr. 2—6., der F. 
und der $. 12. A. — C. des Hannoverſchen Geſetzes (F. 21.), ingleichen der e 
Abſatz des Artikels 3. und die Artikel 4. und 9. des Frankfurter Geſetzes ( 2 
nebſt den Abſchnitten I. II. und IV. A. — G. im Artikel 12. deſſelben Gefe 
außer Geltung. s a | 
Inſoweit jedoch nach den Vorſchriften der Verordnung vom 25. J. 
1867. (Geſetz⸗Samml. S. 921.) die zu dem genannten Zeitpunkte anhängiß 
Unterſuchungsſachen noch in dem bisherigen Unterſuchungsverfahren weiter geil 
werden, ſind auch die Koſten, Stempel und Gebühren nach den älteren Beſti 
mungen zu erheben. i g 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. er 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 30. Auguſt 1867. 
(L. S.) 5 Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenp 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


ee 
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Nr. 6795.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Halle, Regierungsbezirks Merſeburg, zum Betrage von 600,000 Thalern. 
Vom 2. Auguſt 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 
thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, was folgt: N 


Nachdem von dem Magiſtrate zu Halle a. d. S. im Einverſtändniß mit der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen worden iſt, zur Errichtung 
eines ſtädtiſchen Waſſerwerks und zur Ausführung mehrerer anderer gemein⸗ 

nütziger Unternehmungen eine Anleihe zum Betrage von 600,000 Thalern auf⸗ 
nehmen und zu dieſem Behufe auf jeden Inhaber lautende und mit Zinskupons 
verfehene neue Stadt⸗Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäß⸗ 
heit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungsverbindlichkeit gegen jeden Inhaber enthalten, durch gegen⸗ 
wärtiges Privilegium zur Ausſtellung von ſechshunderttauſend Thalern Halle⸗ 
ſcher Stadt⸗Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema, und zwar: 
1 . 100,000 Thaler in Apoints zu 500 Thalern, 
400,000: ñłèæ ld 
100,00 mn. e 50 


auszufertigen, mit vier und einem halben Prozent vom Hundert jährlich zu ver⸗ 
hen, von Seiten der Gläubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungs⸗ 
lane vom Jahre 1872. ab durch Verlooſung oder Ankauf der Obligationen mit 
mindeſtens Einem Prozent der Kapitalſchuld unter Hinzurechnung der durch die 
Tilgung erſparten Zinſen und des künftigen Reinertrages des Waſſerwerks, ſoweit 
polcher die zur Verzinſung und Tilgung des auf daſſelbe verwendeten Kapitals 
erforderlichen Beträge etwa überſteigt, alljährlich zu amortiſiren ſind, mit Vor⸗ 

behalt der Rechte Dritter, Unſere landehertliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch 
den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewähr: 
leiſtung Seitens des Staates zu bewilligen. 


„Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Bad Ems, den 2. Auguſt 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


0 
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me 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Merſeburg. 


Obligation 
der Immediatſtadt Halle a. d. ©. 


(Stadtwappen) 9 RE i 


über 


DO 
100 Thaler Preußiſch Kuraut. 
50 


Der Magiſtrat der Immediatſtadt Halle a. d. S. urkundet und bekennt hiermit 
auf Grund der zuſtimmenden Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗Verſammlung vo 
25. März und vom 17. Juni 1867., daß der Inhaber dieſer Obligation ein Da 
lehnskapital von i f 
Fünfhundert a f 
Einhundert! Thaler Preußiſch Kurant, 
Funfzig 


Dieſe Obligation bild 
und zu verſchiedenen öffentlichen B 
Allerhöchſten Privilegiums vom 2 


ft für die .. Jabte 
für die weitere Zul 
1 des 
ikaſſe verabfol 
Beim Verluſt des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zinsſche 
Serie an den Inhaber der Schuldberſchreibung, ſofern deren Vorzeigung de 
zeitig erfolgt iſt. a 
Die Tilgung des ganzen Anleihekapitals geſchieht vom 1. Januar 1872. 
ab mittelft Verloofung oder Ankaufs der Obligationen nach dem feftgeftellten 
Amortiſationsplane mit Einem Prozent jährlich und den erſparten Zinfen 
getilgten Obligationen, auch verpflichtet ſich die Stadtgemeinde Halle a. d. S. 
ganzen Reinertrag des Waſſerwerks, ſoweit er die zur Verzinſung und il 
des in demſelben angelegten Kapitals erforderlichen Beläge überſteigt, zur 


> 


tiſation der Anleihe zu verwenden. Den Kommunalbehörden bleibt außerdem 
das Recht vorbehalten, den Tilgungsfonds zu verſtärken, oder die ſämmtlichen 
Obligationen auf einmal zu kündigen, wogegen den Inhabern derſelben ein Kün⸗ 
digungsrecht nicht zuſteht. 

Die Bekanntmachung der durch das Loos gezogenen Obligationen und die 
Kündigung derſelben geſchieht unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und 
Beträge drei Monate vor dem Zahlungstermine durch das Amtsblatt der König⸗ 
lichen Regierung zu Merſeburg, den Staatsanzeiger, das Halleſche Tageblatt und 
eine Halleſche Zeitung. a 

Sollte eines oder das andere dieſer Blätter eingehen, ſo beſtimmt der 
Magiſtrat mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Merſeburg, in welchem 
anderen Blatte die Bekanntmachung erfolgen ſoll. 5 
Die Zurückzahlung des Kapitals erfolgt an dem auf die Kündigung folgen⸗ 
den 1. Oktober gegen Auslieferung der Obligation und der nicht verfallenen Zins⸗ 
kupons. Von dieſem Fälligkeitstage ab hört die Verzinſung des Kapitals auf. 
Der Kapitalbetrag der ausgelooſten Obligationen verfällt zu Gunſten der 
Stadt, wenn die Einlöſung nicht binnen dreißig Jahren nach dem Fälligkeitstermine 
erfolgt; die Zinskupons verjähren mit Ablauf des vierten Kalenderjahres nach 
dem Wlaufe des Jahres ihrer Fälligkeit. 
Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Obliga⸗ 
flonen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Th. I. Tit. 51. 
H. 120. ff. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Halle a. d. S. — Zinskupons 
können weder aufgeboten noch amortisiert werden. Doch ſoll demjenigen, welcher 
den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Verjährungsfriſt bei 
der Kämmereikaſſe der Stadt anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der Zins⸗ 
lupons durch Vorzeigung der Obligationen oder ſonſt in glaubhafter Weiſe dar⸗ 
(hut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis 
dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 
Für die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen haftet das Geſammt⸗ 
vermögen und Einkommen der Stadt. 


Halle g. d S, nn 18. 


(. 8.) 
Der Magiſtrat der Immediatſtadt Halle a. d. S. 


(Gedruckt: Unterſchrift des Magiftrats- Dirigenten und eines Magiſtrats⸗Mitgliedes.) 


Eingetragen Kontrolbuch Fol.. Meines Ausgefertigt: 
Der Kämmereikaſſen⸗Kontroleur. Der Kämmerer. 
Gr. 6795.) Pro⸗ Br 


provinz Sachſen, Xegierungsbezirk Merſeburg. 


.. Sgr. Ku n Kupon „ 
(Kuponſtempel.) i 
zur 
(Stadtwappen. ) d ö f 
Obligation der Immediatſtadt Halle a. d. . 

Lit. an ; . fiber . Thaler Kurant. 
Inhaber empfängt am A .. an halbjährigen Zinſen aus der 
Kämmereikaſſe der Stadt Halle a. d. S.. Rthlr. .. Sgr. Kurant. f 

Halle a. d. S., den .. 55 a i 


Der Magiſtrat. 


8 Dieſer Kupon verjährt in vier Jahren Eingetragen im Kupo 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit. der Stadt Halle Fol.. 


„ 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Merſeburg. 
re 2 


„„ 

zur e 

Obligation der Immediatſtadt Halle a. d. S. 
5 | 


Lit. 5 über Thaler Kurant. 


Inhaber em 5 1 gegen Rückgabe dieſes Talons zu der vorbenannt 
Obligation die .. Serie Zinskupons für die fünf Jahre vom .." ..... 18. 
bis zum . 1804, bei der Kämmereikaſſe zu Halle a. d. S 


Halle a. d. S., dat 18. 
(Trockener Stempel.) 


Der Magiſtrat. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
EFF 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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